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_____________________________________________________________ 
 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Die Verbreitung von urheberrechtlich 
oder durch verwandte Rechte geschützten 
Inhalten wie Büchern, audiovisuellen 
Produktionen oder Tonträgern und die 
Erbringung von damit 
zusammenhängenden Dienstleistungen 
erfordern die Freigabe der Nutzungsrechte 
durch die Inhaber der Urheber- oder 
verwandten Schutzrechte, d. h. der 
Schöpfer der Werke, der ausübenden 
Künstler, der Produzenten oder der 
Verleger. Im Regelfall können die 
Rechteinhaber zwischen individueller und 
kollektiver Rechtewahrnehmung wählen. 
Die Wahrnehmung von Urheber- und 
verwandten Schutzrechten beinhaltet die 
Vergabe von Lizenzen an Nutzer, die 
Prüfung der Rechnungen der 
Lizenznehmer und die Überwachung der 
Nutzung der Rechte, die Durchsetzung von 
Urheber- und verwandten Schutzrechten, 

(2) Die Verbreitung von urheberrechtlich 
oder durch verwandte Rechte geschützten 
Inhalten wie Büchern, audiovisuellen 
Produktionen oder Tonträgern und die 
Erbringung von damit 
zusammenhängenden Dienstleistungen 
erfordern die Freigabe der Nutzungsrechte 
durch die Inhaber der Urheber- oder 
verwandten Schutzrechte, d. h. der 
Schöpfer der Werke, der ausübenden 
Künstler, der Produzenten oder der 
Verleger. Im Regelfall können die 
Rechteinhaber zwischen individueller und 
kollektiver Rechtewahrnehmung wählen. 
Die Wahrnehmung von Urheber- und 
verwandten Schutzrechten beinhaltet die 
Vergabe von Lizenzen an Nutzer, die 
Prüfung der Rechnungen der 
Lizenznehmer und die Überwachung der 
Nutzung der Rechte, die Durchsetzung von 
Urheber- und verwandten Schutzrechten, 
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die Einziehung der Einnahmen aus der 
Rechteverwertung und die Ausschüttung 
der den Rechteinhabern zustehenden 
Beträge. Verwertungsgesellschaften 
ermöglichen es Rechteinhabern, 
Vergütungen für die Nutzung ihrer 
Rechte – auch auf ausländischen 
Märkten – zu erhalten, die sie selbst sonst 
nicht überwachen oder durchsetzen 
könnten. Außerdem spielen sie eine 
wichtige gesellschaftliche und kulturelle 
Rolle, weil sie die Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen fördern, indem sie auch 
kleinsten und weniger populären 
Repertoires Zugang zum Markt 
verschaffen. Artikel 167 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union 
macht es der Union zur Auflage, bei ihrer 
Tätigkeit den kulturellen Aspekten 
Rechnung zu tragen, um so insbesondere 
die Vielfalt ihrer Kulturen zu wahren und 
zu fördern. 

die Einziehung der Einnahmen aus der 
Rechteverwertung und die Ausschüttung 
der den Rechteinhabern zustehenden 
Beträge. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 2 a (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (2a) Artikel 167 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
macht es der Union zur Auflage, bei ihrer 
Tätigkeit der kulturellen Vielfalt 
Rechnung zu tragen und einen Beitrag 
zur Entfaltung der Kulturen der 
Mitgliedstaaten unter Wahrung ihrer 
nationalen und regionalen Vielfalt und 
der gleichzeitigen  Hervorhebung des 
gemeinsamen kulturellen Erbes zu leisten. 
Verwertungsgesellschaften spielen eine 
wichtige Rolle bei der Förderung und 
Bewahrung der kulturellen Vielfalt und 
ermöglichen es Rechteinhabern, 
Vergütungen für die Nutzung ihrer 
Rechte – auch auf ausländischen 
Märkten – zu erhalten, die sie selbst nicht 
überwachen oder durchsetzen könnten. 
Außerdem spielen die 
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Verwertungsgesellschaften eine wichtige 
gesellschaftliche und kulturelle Rolle, 
weil sie die Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen fördern, indem sie auch 
kleinsten und weniger populären 
Repertoires Zugang zum Markt 
verschaffen. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Als Dienstleister unterliegen in der 
Union niedergelassene 
Verwertungsgesellschaften den 
einzelstaatlichen Vorschriften zur 
Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt, mit der 
die rechtlichen Voraussetzungen für die 
Gewährleistung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs zwischen den 
Mitgliedstaaten geschaffen werden sollen. 
Verwertungsgesellschaften sollten somit 
ihre Dienstleistungen problemlos 
länderübergreifend erbringen und in 
einem anderen Mitgliedstaat wohnhafte 
oder niedergelassene Rechteinhaber 
vertreten oder Lizenzen an in anderen 
Mitgliedstaaten wohnhafte oder 
niedergelassene Nutzer vergeben können. 

entfällt 

 
 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 4 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Die nationalen Regelungen zur 
Funktionsweise von 
Verwertungsgesellschaften weichen stark 

(4) Die nationalen Regelungen zur 
Funktionsweise von 
Verwertungsgesellschaften weichen stark 
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voneinander ab, insbesondere was deren 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
gegenüber Mitgliedern und 
Rechteinhabern betrifft. Abgesehen von 
den Schwierigkeiten, denen sich 
ausländische Rechteinhaber bei der 
Ausübung der ihnen zustehenden Rechte 
gegenübersehen, und der zu oft 
mangelhaften Verwaltung des 
Aufkommens weist auch die 
Funktionsweise von 
Verwertungsgesellschaften Mängel auf, die 
zu einer ineffizienten Verwertung von 
Urheber- und verwandten Schutzrechten 
im gesamten Binnenmarkt führen mit 
nachteiligen Folgen sowohl für die 
Mitglieder von Verwertungsgesellschaften 
als auch für Rechteinhaber und Nutzer. 
Diese Probleme stellen sich nicht bei 
unabhängigen Rechteverwertern, die als 
Agenten der Rechteinhaber auftreten und 
deren Rechte auf kommerzieller Basis 
wahrnehmen, ohne dass die 
Rechteinhaber irgendwelche 
Mitgliedsrechte besitzen. 

voneinander ab, insbesondere was deren 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
gegenüber Mitgliedern, Rechteinhabern 
und Nutzern betrifft. Abgesehen von den 
Schwierigkeiten, denen sich ausländische 
Rechteinhaber bei der Ausübung der ihnen 
zustehenden Rechte gegenübersehen, und 
der zu oft mangelhaften Verwaltung des 
Aufkommens weist auch die 
Funktionsweise von 
Verwertungsgesellschaften Mängel auf, die 
zu einer ineffizienten Verwertung von 
Urheber- und verwandten Schutzrechten 
im gesamten Binnenmarkt führen, mit 
nachteiligen Folgen sowohl für die 
Mitglieder von Verwertungsgesellschaften 
als auch für Rechteinhaber und Nutzer. 

 
 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 7 a (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (7a) Die Mitgliedstaaten sollten 
beschließen können, dass die Titel II und 
IV, mit Ausnahme von Artikel 35 
Absatz 1a und Artikel 40, auch für 
Verwertungsgesellschaften gelten, die 
zwar außerhalb der Europäischen Union 
niedergelassen sind, jedoch Tätigkeiten in 
ihrem Hoheitsgebiet ausüben. 
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Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 7 b (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (7b) Die Verwertungsgesellschaften 
sollten wählen können, ob sie bestimmte 
Tätigkeiten Tochtergesellschaften oder 
anderen Unternehmen übertragen, die in 
ihrem Eigentum stehen oder von ihnen 
beherrscht werden. In diesem Fall sollten 
diejenigen Bestimmungen der Titel II und 
IV, mit Ausnahme von Artikel 35 
Absatz 1a und Artikel 40, die anwendbar 
wären, wenn die betreffende Tätigkeit 
direkt von einer Verwertungsgesellschaft 
ausgeübt würde, auch für diese 
Tochtergesellschaften oder anderen 
Unternehmen gelten. Die einschlägigen 
Bestimmungen der Titel II und IV sollten 
auch für Unternehmen gelten, deren 
Gegenstand ausschließlich oder 
hauptsächlich in der gewerblichen 
Wahrnehmung von Urheber- und 
verwandten Schutzrechten in der Union 
im Namen von mehr als einem 
Rechteinhaber besteht. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 7 c (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (7c) Die vorliegende Richtlinie berührt 
nicht die in den Mitgliedstaaten 
bestehenden Regelungen für die 
Rechtewahrnehmung, wie beispielsweise 
erweiterte kollektive Lizenzen oder 
gesetzliche Vermutungen in Bezug auf die 
Vertretung oder die Übertragung, sofern 
diese Regelungen mit dem Unionsrecht 
und den internationalen Verpflichtungen 
der Union und der Mitgliedstaaten 
vereinbar sind. 
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Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 7 d (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (7d) Die vorliegende Richtlinie gilt 
unbeschadet des Rechts der 
Mitgliedstaaten, Regelungen 
auszuarbeiten oder zu erlassen, die für 
Verwertungsgesellschaften ein höheres 
Niveau der verantwortungsvollen Leitung 
und der Transparenz vorsehen, als in 
Titel II der vorliegenden Richtlinie 
vorgeschrieben ist. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 7 e (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (7e) Die vorliegende Richtlinie lässt die 
von den Mitgliedstaaten üblicherweise für 
Verwertungsgesellschaften gewählte 
Rechtsform unberührt. Die 
Mitgliedstaaten sollten nicht verpflichtet 
sein, die Rechtsform dieser Gesellschaften 
zu ändern. Die Bestimmungen der 
Richtlinie berühren weder die 
Vereinigungsfreiheit der Rechteinhaber 
noch deren Recht auf Selbstorganisation. 
Die Richtlinie gilt unbeschadet der 
Vereinigungsfreiheit von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern, ihrer Freiheit, 
Berufsverbände und Gewerkschaften 
ihrer Wahl zu gründen, die ihre 
Interessen vertreten, und der Freiheit, 
nach einzelstaatlichem Recht 
Tarifverträge auszuhandeln und 
abzuschließen. 

 
 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Richtlinie 
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Erwägung 7 f (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (7f) Im Sinne der vorliegenden Richtlinie 
sollte der Begriff 
„Verwertungsgesellschaft“ gemeinnützige 
Organisationen bezeichnen, deren 
Gegenstand hauptsächlich darin besteht, 
im Auftrag von mehr als einem 
Rechteinhaber dessen Urheber- oder 
verwandte Schutzrechte wahrzunehmen, 
und die im Eigentum der Rechteinhaber 
stehen bzw. direkt oder indirekt von ihnen 
beherrscht werden. Einzelne 
Unternehmen, die im Rahmen ihrer 
gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 
gewerblich Inhalte erzeugen oder Rechte 
lizenzieren (etwa Musik- bzw. 
Buchverleger oder Musikgesellschaften), 
sollten nicht unter diese Richtlinie fallen. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 8 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Um sicherzustellen, dass die Inhaber 
von Urheber- und verwandten 
Schutzrechten die Vorteile des 
Binnenmarkts auch bei kollektiver 
Rechtewahrnehmung uneingeschränkt 
nutzen können und dass die freie 
Ausübung ihrer Rechte nicht in 
unzulässiger Weise beeinträchtigt wird, 
müssen in die Gründungsurkunden von 
Verwertungsgesellschaften entsprechende 
Schutzklauseln aufgenommen werden. 
Gemäß der Richtlinie 2006/123/EG ist es 
Verwertungsgesellschaften außerdem 
untersagt, Rechteinhaber, deren Rechte 
sie wahrnehmen, direkt oder indirekt 
aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit, ihres 
Wohnsitzes oder des Ortes ihres 
Niederlassung zu diskriminieren. 

entfällt 
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Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 9 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Zur ungehinderten 
länderübergreifenden Erbringung 
beziehungsweise Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen im Bereich der 
kollektiven Rechtewahrnehmung gehört, 
dass es Rechteinhabern möglich sein muss, 
die Verwertungsgesellschaft frei zu 
wählen, die ihre Rechte – zum Beispiel das 
Aufführungs- oder das Senderecht – oder 
Kategorien von Rechten, z. B. die 
interaktive öffentlichen Wiedergabe, 
wahrnimmt, sofern derartige Rechte oder 
Rechtekategorien von der 
Verwertungsgesellschaft bereits 
wahrgenommen werden. Hierzu gehört 
auch, dass die Rechteinhaber ungeachtet 
ihres Wohnsitzes oder ihrer 
Staatsangehörigkeit und ungeachtet des 
Ortes der Niederlassung der 
Verwertungsgesellschaft dieser die 
Wahrnehmung ihrer Rechte oder 
Rechtekategorien entziehen und sie ganz 
oder teilweise einer anderen 
Verwertungsgesellschaft oder einer 
anderen Gesellschaft oder Vereinigung 
übertragen können. 
Verwertungsgesellschaften, die die Rechte 
an unterschiedlichen Arten von Werken 
(literarische, musikalische, fotografische 
Werke) und sonstigen 
Schutzgegenständen wahrnehmen, sollten 
Inhabern von Rechten an 
unterschiedlichen Arten von Werken und 
Schutzgegenständen ebenfalls Flexibilität 
in Bezug auf die Wahrnehmung dieser 
Rechte zugestehen. Die 
Verwertungsgesellschaften sollten die 
Rechteinhaber über diese Möglichkeit 
aufklären und es so einrichten, dass sie 
möglichst leicht davon Gebrauch machen 
können. Schließlich sollte diese Richtlinie 
die Möglichkeiten der Rechteinhaber, ihre 
Rechte selbst wahrzunehmen, unter 

(9) Zur ungehinderten 
länderübergreifenden Inanspruchnahme 
von Dienstleistungen im Bereich der 
kollektiven Rechtewahrnehmung gehört, 
dass es Rechteinhabern möglich sein muss, 
die Verwertungsgesellschaft frei zu 
wählen, die ihre Rechte – zum Beispiel das 
Aufführungs- oder das Senderecht – oder 
Kategorien von Rechten, z. B. die 
interaktive öffentliche Wiedergabe, 
wahrnimmt, sofern derartige Rechte oder 
Rechtekategorien von dieser 
Verwertungsgesellschaft bereits 
wahrgenommen werden. Die 
Mitgliederversammlung einer 
Verwertungsgesellschaft sollte die Rechte, 
Rechtekategorien, Arten von Werken und 
sonstigen Schutzgegenstände festlegen, 
für die die Gesellschaft zuständig sein 
soll. Die Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung sollten der 
individuellen Freiheit der Rechteinhaber 
Rechnung tragen, ihre Werke zu 
verwerten und die 
Verwertungsgesellschaft, die sie mit der 
Wahrnehmung ihrer Rechte beauftragen, 
frei zu wählen. Die 
Mitgliederversammlung sollte ferner den 
Besonderheiten des betroffenen 
kulturellen Bereichs, beispielsweise der 
audiovisuellen Branche, und den 
Verpflichtungen der Rechteinhaber 
Rechnung tragen, die der 
Verwertungsgesellschaft die effektive 
Ausübung ihrer Aufgaben ermöglichen. 
Schließlich sollte diese Richtlinie die 
Möglichkeiten der Rechteinhaber, ihre 
Rechte selbst wahrzunehmen, unter 
anderem für nichtgewerbliche Zwecke, 
unberührt lassen. 
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anderem für nichtgewerbliche Zwecke, 
unberührt lassen. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 9 a (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (9a) Die Erlaubnis der Rechteinhaber ist 
nicht erforderlich, wenn die kollektive 
Rechtewahrnehmung durch 
einzelstaatliches Recht vorgeschrieben ist. 

 
 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 9 b (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (9b) Zur ungehinderten 
länderübergreifenden Inanspruchnahme 
von Dienstleistungen im Bereich der 
kollektiven Rechtewahrnehmung gehört, 
dass es Rechteinhabern möglich sein 
sollte, ungeachtet ihres Wohnsitzes oder 
ihrer Staatsangehörigkeit und ungeachtet 
des Ortes der Niederlassung der 
Verwertungsgesellschaft dieser die 
Wahrnehmung ihrer Rechte, auch in 
Bezug auf bestimmte Rechtekategorien, 
Arten von Werken und sonstige 
Schutzgegenstände, zu entziehen und sie 
ganz oder teilweise einer anderen 
Verwertungsgesellschaft oder einer 
anderen Organisation zu übertragen. Die 
Verwertungsgesellschaften sollten Regeln 
festlegen können, um einem Missbrauch 
dieser Rechte durch ihre Mitglieder 
vorzubeugen, indem sie die Austritte und 
Wiedereintritte aus bzw. in die mit der 
Wahrnehmung der Rechte, auch 
bezüglich Rechtekategorien, Arten von 
Werken und sonstiger Schutzgegenstände, 
betrauten Verwertungsgesellschaft in 
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einem bestimmten Zeitraum angemessen 
begrenzen. Dadurch sollte ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen den 
rechtmäßigen Interessen der 
Verwertungsgesellschaften in Bezug auf 
den Verwaltungsaufwand und das Recht 
des Rechteinhabers, möglichst weitgehend 
über die Verwertung seiner Werke zu 
bestimmen, hergestellt werden. 
Verwertungsgesellschaften, die die Rechte 
an unterschiedlichen Arten von Werken 
(literarische, musikalische, fotografische 
Werke) und sonstigen 
Schutzgegenständen wahrnehmen, sollten 
den Inhabern von Rechten an 
unterschiedlichen Arten von Werken und 
Schutzgegenständen ebenfalls Flexibilität 
in Bezug auf die Wahrnehmung dieser 
Rechte zugestehen. Die 
Verwertungsgesellschaften sollten die 
Rechteinhaber über diese Möglichkeit 
aufklären und die Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass sie möglichst leicht davon 
Gebrauch machen können. 

 
 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 11 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(11) Verwertungsgesellschaften sollen im 
Interesse ihrer Mitglieder handeln. 
Deshalb ist es wichtig, Mechanismen 
vorzusehen, die es den Mitgliedern von 
Verwertungsgesellschaften gestatten, an 
den Entscheidungsprozessen der 
Gesellschaften mitzuwirken und so ihre 
Mitgliedsrechte auszuüben. Die 
verschiedenen Kategorien von Mitgliedern 
sollten bei der Beschlussfassung 
ausgewogen und fair vertreten sein. Die 
Bestimmungen zur 
Mitgliederversammlung wären weniger 
wirkungsvoll, wenn nicht auch geregelt 
würde, wie die Mitgliederversammlung 
arbeiten soll. Es muss daher sichergestellt 

(11) Verwertungsgesellschaften sollten im 
kollektiven Interesse der Rechteinhaber 
handeln, die sie vertreten. Deshalb sind 
Mechanismen vorzusehen, die es den 
Mitgliedern einer Verwertungsgesellschaft 
gestatten, an der Beschlussfassung der 
Gesellschaft mitzuwirken und so ihre 
Mitgliedsrechte auszuüben. Die 
verschiedenen Kategorien von Mitgliedern, 
wie Produzenten oder ausübende 
Künstler, sollten bei der Beschlussfassung 
ausgewogen und fair vertreten sein. Die 
Bestimmungen zur 
Mitgliederversammlung wären weniger 
wirkungsvoll, wenn nicht auch geregelt 
würde, wie die Mitgliederversammlung 
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sein, dass die Mitgliederversammlung in 
regelmäßigen Abständen, wenigstens aber 
einmal jährlich, einberufen wird und dass 
die wichtigen Entscheidungen in der 
Verwertungsgesellschaft von der 
Mitgliederversammlung getroffen werden. 

arbeiten soll. Es muss daher sichergestellt 
sein, dass die Mitgliederversammlung in 
regelmäßigen Abständen, wenigstens aber 
einmal jährlich, einberufen wird und dass 
die wichtigsten Entscheidungen in der 
Verwertungsgesellschaft von der 
Mitgliederversammlung getroffen werden. 

 
 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 12 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(12) Alle Mitglieder einer 
Verwertungsgesellschaft sollten an der 
Mitgliederversammlung teilnehmen dürfen 
und stimmberechtigt sein; jede 
Beschränkung dieser Rechte muss fair und 
verhältnismäßig sein. Die Ausübung des 
Stimmrechts sollte den Mitgliedern leicht 
gemacht werden. 

(12) Alle Mitglieder einer 
Verwertungsgesellschaft sollten an der 
Mitgliederversammlung teilnehmen dürfen 
und stimmberechtigt sein; jede 
Beschränkung dieser Rechte sollte fair und 
verhältnismäßig sein. Einige 
Verwertungsgesellschaften stellen 
insofern Ausnahmen dar, als sie in der 
Rechtsform einer Stiftung gegründet 
wurden und daher keine Mitglieder 
haben. In derlei Fällen verfügt das 
Gremium, das die Aufsichtsfunktion 
wahrnimmt, über die Befugnisse der 
Mitgliederversammlung. Die 
Mitgliederversammlung sollte mindestens 
befugt sein, den Rahmen für die 
Rechtewahrnehmungstätigkeit 
festzulegen, und zwar insbesondere, was 
die Verwendung von Lizenzeinnahmen 
durch die Verwertungsgesellschaft 
betrifft. Die Verwertungsgesellschaften 
sollten die aktive Teilnahme ihrer 
Mitglieder an der Mitgliederversammlung 
unterstützen. Jedoch sollte den 
Mitgliedern einer 
Verwertungsgesellschaft, die nicht an der 
Mitgliederversammlung teilnehmen 
können, die Ausübung des Stimmrechts 
leicht gemacht werden. Zu diesem Zweck 
sollte es zulässig sein, dass sie sich bei der 
Versammlung und der Stimmabgabe 
vertreten lassen. Darüber hinaus sollten 
die Mitgliedstaaten die 
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Verwertungsgesellschaften zur 
Anwendung elektronischer 
Abstimmungsverfahren ermächtigen 
können. 

 
 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 13 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) Die Mitglieder sollten die Möglichkeit 
erhalten, die Art und Weise, wie 
Verwertungsgesellschaften geführt werden, 
zu beaufsichtigen. Zu diesem Zweck 
sollten die Verwertungsgesellschaften eine 
ihrer Organisationsstruktur angepasste 
Aufsichtsfunktion schaffen und es den 
Mitgliedern ermöglichen, in dem Gremium 
vertreten zu sein, das in der 
Verwertungsgesellschaft die Aufsicht 
ausübt. Damit kleinere 
Verwertungsgesellschaften nicht 
übermäßig belastet werden und die sich 
aus dieser Richtlinie ergebenden 
Verpflichtungen verhältnismäßig bleiben, 
sollten die Mitgliedstaaten sehr kleine 
Verwertungsgesellschaften 
gegebenenfalls von der Verpflichtung zur 
Einrichtung einer solchen 
Aufsichtsfunktion ausnehmen dürfen. 

(13) Die Mitglieder sollten die Möglichkeit 
erhalten, die Art und Weise, wie 
Verwertungsgesellschaften geführt werden, 
fortlaufend zu beaufsichtigen. Zu diesem 
Zweck sollten die Gesellschaften über eine 
ihrer Organisationsstruktur entsprechende 
Aufsichtsfunktion verfügen und es den 
Mitgliedern ermöglichen, in dem Gremium 
vertreten zu sein, das die Aufsicht ausübt. 
Je nach der Organisationsstruktur der 
Verwertungsgesellschaft kann die 
Aufsicht von einem gesonderten Gremium 
ausgeübt werden, beispielsweise von 
einem Aufsichtsrat oder von den 
Direktoren des Verwaltungsorgans, die 
nicht mit der Geschäftsführung der 
Organisation betraut sind. Die 
Anforderung einer fairen und 
ausgewogenen Vertretung der Mitglieder 
sollte die Verwertungsgesellschaft nicht 
daran hindern, Dritte mit der Aufsicht zu 
betrauen. 

 
 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 14 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Für eine solide Geschäftsführung ist 
es wichtig, dass die Führungskräfte einer 
Verwertungsgesellschaft unabhängig sind. 
Mitglieder der Leitungsorgane sollten 

(14) Für eine solide Geschäftsführung ist 
es wichtig, dass die Führungskräfte einer 
Verwertungsgesellschaft unabhängig sind. 
Die Mitglieder der Leitungsorgane sollten, 
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jährlich gegenüber der 
Verwertungsgesellschaft erklären müssen, 
ob ihre eigenen Interessen mit denen der 
Verwertungsgesellschaft kollidieren. 

bevor sie ihre Position einnehmen, und 
anschließend jährlich erklären müssen, ob 
ihre eigenen Interessen mit denen der 
Verwertungsgesellschaft kollidieren. 

 
 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 15 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(15) Verwertungsgesellschaften ziehen die 
Einnahmen aus der Verwertung der ihnen 
von den Rechteinhabern anvertrauten 
Rechte ein, verwalten sie und schütten sie 
aus. Diese Einnahmen stehen letztlich den 
Rechteinhabern zu, die Mitglieder dieser 
Verwertungsgesellschaft oder einer 
anderen Gesellschaft sein können. Es ist 
daher wichtig, dass die 
Verwertungsgesellschaften bei der 
Einziehung, Verwaltung und Ausschüttung 
der Einnahmen äußerste Sorgfalt walten 
lassen. Eine korrekte Ausschüttung ist nur 
möglich, wenn die 
Verwertungsgesellschaften über 
Mitglieder, Lizenzen und die Nutzung der 
Werke und sonstigen Schutzgegenstände 
genau Buch führen. Gegebenenfalls sollten 
auch Rechteinhaber und Nutzer 
entsprechende Angaben machen, die von 
den Verwertungsgesellschaften überprüft 
werden. Die den Rechteinhabern 
zustehenden eingezogenen Beträge sollten 
getrennt von etwaigem eigenem Vermögen 
der Verwertungsgesellschaft verwaltet 
werden, und eine etwaige Anlage dieser 
Beträge bis zur Ausschüttung an die 
Rechteinhaber sollte nur im Einklang mit 
der von der Mitgliederversammlung der 
Verwertungsgesellschaften beschlossenen 
Anlagepolitik erfolgen dürfen. Um die 
Rechte der Rechteinhaber bestmöglich zu 
schützen und sicherzustellen, dass das 
Aufkommen aus der Verwertung ihrer 
Rechte den Rechteinhabern zufließt, sollten 
etwaige Anlagegeschäfte und etwaiges 

(15) Verwertungsgesellschaften ziehen die 
Einnahmen aus der Verwertung der ihnen 
von den Rechteinhabern anvertrauten 
Rechte ein, verwalten sie und schütten sie 
aus. Diese Einnahmen stehen letztlich den 
Rechteinhabern zu, die Mitglieder dieser 
Verwertungsgesellschaft oder einer 
anderen Gesellschaft sein können. Es ist 
daher wichtig, dass die 
Verwertungsgesellschaften bei der 
Einziehung, Verwaltung und Ausschüttung 
der Einnahmen äußerste Sorgfalt walten 
lassen. Eine korrekte Ausschüttung ist nur 
möglich, wenn die 
Verwertungsgesellschaften über 
Mitglieder, Lizenzen und die Nutzung der 
Werke und sonstigen Schutzgegenstände 
genau Buch führen. Gegebenenfalls sollten 
auch Rechteinhaber und Nutzer 
entsprechende Angaben machen, die von 
den Verwertungsgesellschaften überprüft 
werden. Die den Rechteinhabern 
zustehenden eingezogenen Beträge sollten 
getrennt von etwaigem eigenem Vermögen 
der Verwertungsgesellschaft verwaltet 
werden, und eine etwaige Anlage dieser 
Beträge bis zur Ausschüttung an die 
Rechteinhaber sollte nur im Einklang mit 
der von der Mitgliederversammlung der 
Verwertungsgesellschaften beschlossenen 
Anlagepolitik erfolgen dürfen. Um die 
Rechte der Rechteinhaber bestmöglich zu 
schützen und sicherzustellen, dass das 
Aufkommen aus der Verwertung ihrer 
Rechte den Rechteinhabern zufließt, sollten 
etwaige Anlagegeschäfte und etwaiges 
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Anlagevermögen von der 
Verwertungsgesellschaft nach Grundsätzen 
getätigt beziehungsweise verwaltet werden, 
die die Verwertungsgesellschaft zu 
umsichtigem Handeln nötigen und es ihr 
ermöglichen, sich für die sicherste und 
zugleich rentabelste Anlagepolitik zu 
entscheiden. Die Verwertungsgesellschaft 
sollte Anlageformen wählen können, die in 
Bezug auf die genaue Art und Dauer der 
Risikoexposition der angelegten 
Einnahmen angemessen ist und durch die 
die den Rechteinhabern geschuldeten 
Einnahmen nicht übermäßig gefährdet 
werden. Um außerdem sicherzustellen, 
dass die den Rechteinhabern zustehenden 
Beträge ordnungsgemäß und effektiv 
ausgeschüttet werden, müssen die 
Verwertungsgesellschaften dem 
Sorgfaltsgebot und dem Grundsatz von 
Treu und Glauben entsprechende, 
angemessene Maßnahmen ergreifen, um 
die Rechteinhaber zu ermitteln und sie 
ausfindig zu machen. Die Bestimmungen, 
die regeln, wie zu verfahren ist, wenn 
eingezogene Beträge nicht ausgeschüttet 
werden können, weil die Rechteinhaber 
nicht ermittelt oder ausfindig gemacht 
werden konnten, sollten der Zustimmung 
der Mitglieder der 
Verwertungsgesellschaften bedürfen. 

Anlagevermögen von der 
Verwertungsgesellschaft nach Grundsätzen 
getätigt beziehungsweise verwaltet werden, 
die die Verwertungsgesellschaft zu 
umsichtigem Handeln nötigen und es ihr 
ermöglichen, sich für die sicherste und 
zugleich rentabelste Anlagepolitik zu 
entscheiden. Die Verwertungsgesellschaft 
sollte Anlageformen wählen können, die in 
Bezug auf die genaue Art und Dauer der 
Risikoexposition der angelegten 
Einnahmen angemessen ist und durch die 
die den Rechteinhabern geschuldeten 
Einnahmen nicht übermäßig gefährdet 
werden. Um außerdem sicherzustellen, 
dass die den Rechteinhabern zustehenden 
Beträge ordnungsgemäß und effektiv 
ausgeschüttet werden, müssen die 
Verwertungsgesellschaften dem 
Sorgfaltsgebot und dem Grundsatz von 
Treu und Glauben entsprechende, 
angemessene Maßnahmen ergreifen, um 
die Rechteinhaber zu ermitteln und sie 
ausfindig zu machen. Für den Fall, dass 
Rechteinhaber trotz intensiven 
Nachforschungen nicht ermittelt oder 
ausfindig gemacht werden können, sollten 
die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass 
diese Beträge separat und unabhängig 
verwaltet werden, beispielsweise in einem 
staatlichen Sonderfonds, aus dem 
kulturelle, soziale oder 
Bildungsleistungen finanziert werden. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 18 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(18) Faire Lizenzbedingungen sind 
besonders wichtig, um sicherzustellen, dass 
die Nutzer ihre Nutzungsrechte an Werken 
und anderen Schutzgegenständen ausüben 
können, für die eine 
Verwertungsgesellschaft Rechte in 
Vertretung wahrnimmt, und um die 
Vergütung der Rechteinhaber 

(18) Faire und diskriminierungsfreie 
Lizenzbedingungen sind besonders 
wichtig, um sicherzustellen, dass die 
Nutzer ihre Nutzungsrechte an Werken und 
anderen Schutzgegenständen ausüben 
können, für die eine 
Verwertungsgesellschaft Rechte in 
Vertretung wahrnimmt, und um die 
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sicherzustellen. Verwertungsgesellschaften 
und Nutzer sollten daher die 
Lizenzverhandlungen nach Treu und 
Glauben führen und Tarife anwenden, die 
anhand objektiver Kriterien festgelegt 
wurden. 

Vergütung der Rechteinhaber 
sicherzustellen. Der Gerichtshof der 
Europäischen Union hat sich bereits 
mehrfach zu der Vergütung der Nutzung 
von Rechten geäußert; nun gilt es, diese 
Rechtsprechung zu kodifizieren. 
Verwertungsgesellschaften und Nutzer 
sollten die Lizenzverhandlungen nach Treu 
und Glauben führen. 
Verwertungsgesellschaften sollten 
umgehend auf Anfragen von Nutzern 
reagieren und ihnen alle für ein Angebot 
über Lizenzbedingungen erforderlichen 
Auskünfte erteilen. Die Tarife sollten eine 
angemessene Vergütung der 
Rechteinhaber für die Nutzung ihrer 
Rechte sicherstellen, anhand objektiver 
Kriterien, abhängig unter anderem von 
der Art und dem Umfang der Rechte, 
festgelegt werden und in einem 
vernünftigen Verhältnis zu dem 
Marktwert der Nutzungsrechte stehen. 
Die Kriterien sollten dem betreffenden 
Nutzer umgehend mitgeteilt werden. 

 
 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 18 a (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (18a) Um den Verwertungsgesellschaften 
ihre Tätigkeit zu ermöglichen und zu 
erleichtern, sollten Nutzer und 
Produzenten verpflichtet sein, innerhalb 
einer angemessenen Frist die ihnen 
vorliegenden Informationen über 
Nutzung der Rechte, Rechtekategorien, 
Werkkategorien oder andere 
Schutzgegenstände, die von den 
Verwertungsgesellschaften vertreten 
werden, zu übermitteln. 

 



 

 
 PE527.267/ 16 

 DE 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 18 b (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (18b) Die Verwertungsgesellschaften 
sollten berechtigt sein, mit anderen 
Verwertungsgesellschaften 
Vertretungsverträge im Bereich der 
Rechtewahrnehmung zu schließen. Sie 
sollten ferner Verträge über die 
gemeinsame Fakturierung und 
Einziehung der Einnahmen aus den 
Rechten abschließen dürfen. Diese 
Verträge sollten mit Artikel 101 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union im Einklang stehen 
und auf gleichen, diskriminierungsfreien 
und transparenten Bedingungen beruhen. 

 
 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 19 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(19) Um das Vertrauen von 
Rechteinhabern, Nutzern und anderen 
Verwertungsgesellschaften in die von 
Verwertungsgesellschaften erbrachten 
Leistungen der kollektiven 
Rechtewahrnehmung zu stärken, sollte von 
jeder Verwertungsgesellschaft verlangt 
werden, dass sie besondere Transparenz 
fördernde Maßnahmen ergreift. Jede 
Verwertungsgesellschaft sollte daher die 
einzelnen Rechteinhaber über die an sie 
entrichteten Beträge und etwaige Abzüge 
informieren. Die 
Verwertungsgesellschaften sollten ferner 
verpflichtet werden, andere 
Verwertungsgesellschaften, für die sie auf 
der Grundlage von Vertretungsverträgen 
Rechte wahrnehmen, hinreichend zu 
informieren, wozu auch die Weitergabe 

(19) Um das Vertrauen von 
Rechteinhabern, Nutzern und anderen 
Verwertungsgesellschaften in die von 
Verwertungsgesellschaften erbrachten 
Leistungen der kollektiven 
Rechtewahrnehmung zu stärken, sollte von 
jeder Verwertungsgesellschaft verlangt 
werden, dass sie besondere Transparenz 
fördernde Maßnahmen ergreift. Jede 
Verwertungsgesellschaft sollte daher die 
einzelnen Rechteinhaber über die an sie 
entrichteten Beträge und etwaige Abzüge 
informieren. Jede Verwertungsgesellschaft 
sollte darüber hinaus so viele 
Informationen veröffentlichen, wie nötig 
sind, um sicherzustellen, dass 
Rechteinhaber, Nutzer und andere 
Verwertungsgesellschaften verstehen, wie 
sie organisiert ist und wie sie ihre Tätigkeit 
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von Finanzdaten gehört. Jede 
Verwertungsgesellschaft sollte darüber 
hinaus so viele Informationen 
veröffentlichen, wie nötig sind, um 
sicherzustellen, dass Rechteinhaber, Nutzer 
und andere Verwertungsgesellschaften 
verstehen, wie sie organisiert ist und wie 
sie ihre Tätigkeit ausübt. 
Verwertungsgesellschaften sollten 
gegenüber Rechteinhabern, Nutzern und 
anderen Verwertungsgesellschaften ihr 
genaues Repertoire sowie ihre Regelungen 
in Bezug auf Gebühren, Abzüge und Tarife 
offenlegen. 

ausübt. Verwertungsgesellschaften sollten 
gegenüber Rechteinhabern, Nutzern und 
anderen Verwertungsgesellschaften ihr 
genaues Repertoire sowie ihre Regelungen 
in Bezug auf Gebühren, Abzüge und Tarife 
offenlegen. 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 19 a (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (19a) Um den Verwertungsgesellschaften 
ihre Tätigkeit zu erleichtern, sollten die 
Nutzer verpflichtet sein, innerhalb einer 
angemessenen Frist Informationen über 
Nutzung der Rechte, Rechtekategorien, 
Werkkategorien oder andere 
Schutzgegenstände, die von den 
Verwertungsgesellschaften vertreten 
werden, zu übermitteln. 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 20 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(20) Um Rechteinhaber in die Lage zu 
versetzen, die Leistungen ihrer 
Verwertungsgesellschaften zu überwachen 
und miteinander zu vergleichen, sollten 
Verwertungsgesellschaften einen 
jährlichen Transparenzbericht 
veröffentlichen mit vergleichbaren 
geprüften Finanzdaten, die für die 
Tätigkeiten von Verwertungsgesellschaften 

(20) Um Rechteinhaber in die Lage zu 
versetzen, die Leistungen ihrer 
Verwertungsgesellschaften zu überwachen 
und miteinander zu vergleichen, sollten 
Verwertungsgesellschaften einen 
jährlichen Transparenzbericht mit 
vergleichbaren geprüften Finanzdaten 
veröffentlichen, die für die Tätigkeiten von 
Verwertungsgesellschaften charakteristisch 
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charakteristisch sind. Ferner sollten sie in 
einem gesonderten Jahresbericht öffentlich 
darlegen, wofür die für soziale, kulturelle 
oder Bildungsleistungen einbehaltenen 
Beträge verwendet wurden. Um kleinere 
Verwertungsgesellschaften nicht 
übermäßig zu belasten und die 
Verhältnismäßigkeit der sich aus dieser 
Richtlinie ergebenden Verpflichtungen 
sicherzustellen, sollten die Mitgliedstaaten 
sehr kleine Verwertungsgesellschaften 
gegebenenfalls von bestimmten 
Transparenzpflichten ausnehmen dürfen. 

sind. Ferner sollten sie in einem 
gesonderten Jahresbericht öffentlich 
darlegen, wofür die für soziale, kulturelle 
oder Bildungsleistungen einbehaltenen 
Beträge verwendet wurden. Diese Berichte 
sollten als Bestandteil eines anderen 
Dokuments, beispielsweise des 
Jahresabschlusses, oder gesondert 
veröffentlicht werden können. 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 23 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(23) In der Empfehlung 2005/737/EG 
befürwortete die Kommission neue 
rechtliche Rahmenbedingungen, die eine 
optimale Wahrnehmung von 
Urheberrechten oder verwandten 
Schutzrechten auf Unionsebene im 
Hinblick auf die Erbringung legaler 
Online-Musikdienste ermöglichen. Im 
Zeitalter der Online-Verwertung von 
Musikwerken bräuchten gewerbliche 
Nutzer ein multiterritorial ausgelegtes 
Lizenzierungssystem, das der 
Grenzenlosigkeit der Onlinewelt gerecht 
wird. Aufgrund ihres freiwilligen 
Charakters hat die Empfehlung jedoch 
nicht genügt, um der Einräumung von 
Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 
Musikwerken zum Durchbruch zu 
verhelfen und die damit 
zusammenhängenden spezifischen 
Probleme anzugehen. 

(23) In der Empfehlung 2005/737/EG 
befürwortete die Kommission neue 
rechtliche Rahmenbedingungen, die eine 
optimale Wahrnehmung von 
Urheberrechten oder verwandten 
Schutzrechten auf Unionsebene im 
Hinblick auf die Erbringung legaler 
Online-Musikdienste ermöglichen. Im 
Zeitalter der Online-Verwertung von 
Musikwerken bräuchten gewerbliche 
Nutzer ein multiterritorial ausgelegtes 
Lizenzierungssystem, das der 
Grenzenlosigkeit der Onlinewelt gerecht 
wird. Die Empfehlung hat jedoch nicht 
genügt, um der Einräumung von 
Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 
Musikwerken zum Durchbruch zu 
verhelfen und die damit 
zusammenhängenden spezifischen 
Probleme anzugehen. 

 
 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 24 



 

 
 PE527.267/ 19 

 DE 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(24) Im Online-Musiksektor, wo die 
kollektive Wahrnehmung von 
Urheberrechten auf Länderbasis nach wie 
vor die Norm ist, kommt es darauf an, die 
Voraussetzungen für möglichst effektive 
Lizenzierungsmethoden der 
Verwertungsgesellschaften in einem 
zunehmend länderübergreifenden Kontext 
zu schaffen. Es sollten daher einheitliche 
Grundregeln für die kollektive 
länderübergreifende Lizenzierung von 
Online-Urheberrechten an Musikwerken 
durch Verwertungsgesellschaften 
aufgestellt werden. Diese Grundregeln 
sollten Mindestanforderungen an die 
Qualität der von den 
Verwertungsgesellschaften erbrachten 
länderübergreifenden Leistungen enthalten, 
insbesondere was die Transparenz des von 
ihnen vertretenen Repertoires und die 
Korrektheit der ein- und ausgehenden 
Geldbeträge in Verbindung mit der 
Nutzung der Rechte betrifft. Ferner sollte 
ein Regelungsrahmen geschaffen werden, 
der die freiwillige Bündelung von 
Musikrepertoires erleichtert und die Zahl 
der von den Nutzern für einen 
gebietsübergreifenden Dienst benötigten 
Lizenzen verringert. Die Bestimmungen 
sollten es einer Verwertungsgesellschaft 
ermöglichen, einer anderen 
Verwertungsgesellschaft die 
gebietsübergreifende Vertretung ihres 
Repertoires anzutragen, wenn sie selbst 
dazu nicht in der Lage ist. Die 
Gesellschaft, die einen solchen Antrag 
erhält, sollte verpflichtet werden, den 
Auftrag der anderen Gesellschaft 
anzunehmen, vorausgesetzt, sie führt 
Repertoires zusammen und erteilt 
Mehrgebietslizenzen oder bietet eine 
solche Dienstleistung an. Mit der 
Entwicklung legaler Online-Musikdienste 
in der Union dürfte auch ein Beitrag zur 
Bekämpfung der Internetpiraterie geleistet 
werden. 

(24) Im Online-Musiksektor, wo die 
kollektive Wahrnehmung von 
Urheberrechten auf Länderbasis nach wie 
vor die Norm ist, kommt es darauf an, die 
Voraussetzungen für möglichst effektive 
Lizenzierungsmethoden der 
Verwertungsgesellschaften in einem 
zunehmend länderübergreifenden Kontext 
zu schaffen. Zur Zusammenführung einer 
Vielzahl von Repertoires und zur Vergabe 
von Lizenzen für verschiedene 
Repertoires und von Mehrgebietslizenzen 
sollten Verwertungsgesellschaften die 
Möglichkeit haben, mit anderen 
Verwertungsgesellschaften 
Vertretungsverträge für eine koordinierte, 
effiziente Verwaltung der Lizenzen zu 
gleichen und diskriminierungsfreien 
Bedingungen zu schließen. Es sollten 
einheitliche Grundregeln für die kollektive 
länderübergreifende Lizenzierung von 
Online-Urheberrechten an Musikwerken 
durch Verwertungsgesellschaften 
aufgestellt werden. Diese Grundregeln 
sollten Mindestanforderungen an die 
Qualität der von den 
Verwertungsgesellschaften erbrachten 
länderübergreifenden Leistungen enthalten, 
insbesondere was die Transparenz des von 
ihnen vertretenen Repertoires und die 
Korrektheit der ein- und ausgehenden 
Geldbeträge in Verbindung mit der 
Nutzung der Rechte betrifft. Ferner sollte 
ein Regelungsrahmen geschaffen werden, 
der die freiwillige Bündelung von 
Musikrepertoires erleichtert und die Zahl 
der von den Nutzern für einen 
gebietsübergreifenden Dienst benötigten 
Lizenzen verringert. Die Bestimmungen 
sollten es einer Verwertungsgesellschaft 
ermöglichen, einer anderen 
Verwertungsgesellschaft die 
gebietsübergreifende Vertretung ihres 
Repertoires anzutragen, wenn sie selbst 
dazu nicht in der Lage ist. Die 
Gesellschaft, die einen solchen Antrag 
erhält, sollte verpflichtet werden, den 



 

 
 PE527.267/ 20 

 DE 

Auftrag der anderen Gesellschaft 
anzunehmen, vorausgesetzt, sie führt 
Repertoires zusammen und erteilt 
Mehrgebietslizenzen oder bietet eine 
solche Dienstleistung an. Mit der 
Entwicklung legaler Online-Musikdienste 
in der Union dürfte auch ein Beitrag zur 
Bekämpfung der Internetpiraterie geleistet 
werden. 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 32 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(32) Die Vorschriften zur Vergabe von 
Mehrgebietslizenzen durch 
Verwertungsgesellschaften könnten ihren 
Zweck verfehlen oder ins Leere laufen, 
wenn die Rechteinhaber nicht selbst ihre 
Rechte ausüben und Mehrgebietslizenzen 
vergeben könnten für den Fall, dass die 
Verwertungsgesellschaft, der sie ihre 
Rechte übertragen haben, keine 
Mehrgebietslizenzen erteilt oder anbietet 
und keine andere Verwertungsgesellschaft 
damit beauftragen will. In einem solchen 
Fall ist es daher wichtig, dass die 
Rechteinhaber das Recht zur Vergabe von 
Mehrgebietslizenzen, die Online-
Diensteanbieter benötigen, selbst oder über 
einen oder mehrere Dritte ausüben können, 
ohne der Verwertungsgesellschaft die ihr 
übertragenen Rechte entziehen zu müssen. 

(32) Die Vorschriften zur Vergabe von 
Mehrgebietslizenzen durch 
Verwertungsgesellschaften könnten ihren 
Zweck verfehlen oder ins Leere laufen, 
wenn die Rechteinhaber nicht selbst ihre 
Rechte ausüben und Mehrgebietslizenzen 
vergeben könnten für den Fall, dass die 
Verwertungsgesellschaft, der sie ihre 
Rechte übertragen haben, keine 
Mehrgebietslizenzen erteilt oder anbietet 
und keine andere Verwertungsgesellschaft 
damit beauftragen will. In einem solchen 
Fall ist es daher wichtig, dass die 
Rechteinhaber das Recht zur Vergabe von 
Mehrgebietslizenzen, die Online-
Diensteanbieter benötigen, selbst oder über 
einen oder mehrere Dritte ausüben können, 
indem sie die Erlaubnis aufheben, die sie 
zur Wahrnehmung dieser Rechte erteilt 
haben, oder indem sie der 
Verwertungsgesellschaft diese Rechte 
entziehen. 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 33 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(33) Im Interesse des Online-Markts (33) Im Interesse des Online-Markts 
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müssen die zentralen Pflichten auf dem 
Gebiet der Information, Datenverarbeitung, 
Fakturierung und Auszahlung auch für 
jede Gesellschaft oder Vereinigung gelten, 
die ganz oder teilweise im Eigentum einer 
Verwertungsgesellschaft steht und 
Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 
Musikwerken anbietet oder erteilt. 

müssen die zentralen Pflichten auf dem 
Gebiet der Vergabe von 
Mehrgebietslizenzen, Information, 
Datenverarbeitung, Fakturierung, 
Auszahlung, der Verträge zwischen 
Verwertungsgesellschaften über die 
Vergabe von Mehrgebietslizenzen, der 
Pflichten zur Vertretung anderer 
Verwertungsgesellschaften und der 
Möglichkeit der Vergabe von 
Mehrgebietslizenzen auch für jede 
Gesellschaft gelten, die direkt oder 
indirekt im Eigentum einer 
Verwertungsgesellschaft steht oder ganz 
oder teilweise von ihr beherrscht wird und 
Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 
Musikwerken anbietet oder erteilt. 

 
 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 35 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(35) Sendeunternehmen beschaffen sich für 
ihre Hörfunk- und Fernsehprogramme, die 
Musik beinhalten, im Allgemeinen eine 
Lizenz von einer inländischen 
Verwertungsgesellschaft. Diese Lizenz ist 
häufig auf reine Sendetätigkeiten 
beschränkt. Um die Fernseh- oder 
Rundfunkprogramme ins Netz stellen zu 
können, müssten die Online-
Nutzungsrechte an den Musikwerken 
erworben werden. Um die Lizenzierung 
von Online-Musikrechten für die 
gleichzeitige oder zeitversetzte 
Übertragung von Hörfunk- und 
Fernsehprogrammen im Internet zu 
erleichtern, muss eine Ausnahmeregelung 
von den Vorschriften vorgesehen werden, 
die normalerweise für die Vergabe von 
Mehrgebietslizenzen für die Online-
Nutzung von Musikwerken gelten. Eine 
solche Ausnahmeregelung sollte nur so 
weit gehen wie unbedingt nötig, um den 
Online-Zugang zu Hörfunk- und 

(35) Sendeunternehmen beschaffen sich für 
ihre Hörfunk- und Fernsehprogramme, die 
Musikwerke beinhalten, im Allgemeinen 
eine Blankolizenz von einer inländischen 
Verwertungsgesellschaft. Diese Lizenz ist 
häufig auf reine Sendetätigkeiten 
beschränkt. Um die Fernseh- oder 
Rundfunkprogramme ins Netz stellen zu 
können, müssten die Online-
Nutzungsrechte an den Musikwerken 
erworben werden. Um die Lizenzierung 
von Online-Musikrechten für die 
gleichzeitige oder zeitversetzte 
Übertragung von Hörfunk- und 
Fernsehprogrammen im Internet zu 
erleichtern, muss eine Ausnahmeregelung 
von den Vorschriften vorgesehen werden, 
die normalerweise für die Vergabe von 
Mehrgebietslizenzen für die Online-
Nutzung von Musikwerken gelten. Eine 
solche Ausnahmeregelung sollte nur so 
weit gehen wie unbedingt nötig, um den 
Online-Zugang zu Hörfunk- und 
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Fernsehprogrammen sowie zu Material zu 
ermöglichen, das in einem klaren 
Unterordnungsverhältnis zu dem 
ursprünglichen Programm steht und die 
Funktion einer Ergänzung, eines 
Vorspanns oder einer Wiederholung hat. 
Die Ausnahmeregelung darf nicht zu 
Wettbewerbsverzerrungen im Verhältnis zu 
anderen Dienstleistungen, die 
Verbrauchern einen Online-Zugriff auf 
einzelne Musik- oder audiovisuelle Werke 
verschaffen, oder Absprachen über die 
Aufteilung von Markt- oder 
Kundensegmenten unter Verstoß gegen die 
Artikel 101 und 102 des Vertrags über die 
Funktionsweise der Europäischen Union 
führen. 

Fernsehprogrammen sowie zu Material zu 
ermöglichen, das in einem klaren 
Unterordnungsverhältnis zu den Offline-
Sendediensten steht und die Funktion einer 
Ergänzung, eines Vorspanns oder einer 
Wiederholung hat. Die Ausnahmeregelung 
darf nicht zu Wettbewerbsverzerrungen im 
Verhältnis zu anderen Dienstleistungen, die 
Verbrauchern einen Online-Zugriff auf 
einzelne Musik- oder audiovisuelle Werke 
verschaffen, oder Absprachen über die 
Aufteilung von Markt- oder 
Kundensegmenten unter Verstoß gegen die 
Artikel 101 und 102 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
führen. 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 36 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(36) Es muss sichergestellt werden, dass 
die nach dieser Richtlinie erlassenen 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften auch 
tatsächlich durchgesetzt werden. 
Verwertungsgesellschaften sollten ihren 
Mitgliedern besondere Beschwerde- und 
Streitbeilegungsverfahren an die Hand 
geben. Diese Verfahren sollten auch den 
anderen von der Verwertungsgesellschaft 
vertretenen Rechteinhabern zur Verfügung 
stehen. Ferner sollte sichergestellt werden, 
dass die Mitgliedstaaten über unabhängige, 
unparteiische und effektive alternative 
Streitbeilegungsstellen verfügen, die 
geschäftliche Streitigkeiten zwischen 
Verwertungsgesellschaften und Nutzern 
über bestehende oder geplante 
Lizenzbedingungen oder die Versagung 
einer Lizenz regeln können. Schließlich 
könnte die Wirksamkeit der Vorschriften 
über Mehrgebietslizenzen für Online-
Musikrechte darunter leiden, wenn 
Streitigkeiten zwischen 
Verwertungsgesellschaften und den 

(36) Es muss sichergestellt werden, dass 
die nach dieser Richtlinie erlassenen 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften auch 
tatsächlich durchgesetzt werden. 
Verwertungsgesellschaften sollten ihren 
Mitgliedern besondere Beschwerde- und 
Streitbeilegungsverfahren an die Hand 
geben. Diese Verfahren sollten auch den 
anderen von der Verwertungsgesellschaft 
vertretenen Rechteinhabern sowie 
Verwertungsgesellschaften, für die sie auf 
Grundlage eines Vertretungsvertrags 
Rechte wahrnehmen, zur Verfügung 
stehen. Ferner sollte sichergestellt werden, 
dass die Mitgliedstaaten über unabhängige, 
unparteiische und effektive alternative 
Streitbeilegungsstellen verfügen, deren 
Mitglieder einschlägige Kenntnisse im 
Recht des geistigen Eigentums besitzen 
und die innerhalb angemessener Fristen 
geschäftliche Streitigkeiten zwischen 
Verwertungsgesellschaften und Nutzern 
über bestehende oder geplante 
Lizenzbedingungen oder die Versagung 
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übrigen Beteiligten nicht schnell und 
effizient durch unabhängige unparteiische 
Stellen gelöst würden. Unbeschadet des 
Rechts auf Anrufung eines Gerichts sollte 
daher ein leicht zugängliches, effizientes 
und unparteiisches alternatives Verfahren 
zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
Verwertungsgesellschaften auf der einen 
und Online-Musikanbietern, 
Rechteinhabern oder anderen 
Verwertungsgesellschaften auf der anderen 
Seite eingerichtet werden. 

einer Lizenz regeln können. Die 
Mitgliedstaaten sollten dafür sorgen, dass 
ihre jeweiligen Streitbeilegungsstellen 
Mindestanforderungen an die Ausbildung 
und Erfahrung im Bereich der Rechte des 
geistigen Eigentums erfüllen. Schließlich 
könnte die Wirksamkeit der Vorschriften 
über Mehrgebietslizenzen für Online-
Musikrechte darunter leiden, wenn 
Streitigkeiten zwischen 
Verwertungsgesellschaften und den 
übrigen Beteiligten nicht schnell und 
effizient durch unabhängige unparteiische 
Stellen gelöst würden. Unbeschadet des 
Rechts auf Anrufung eines Gerichts sollte 
daher ein leicht zugängliches, effizientes 
und unparteiisches alternatives Verfahren 
zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
Verwertungsgesellschaften auf der einen 
und Online-Musikanbietern, 
Rechteinhabern oder anderen 
Verwertungsgesellschaften auf der anderen 
Seite eingeführt werden. 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 37 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 



 

 
 PE527.267/ 24 

 DE 

 
(37) Außerdem sollten die Mitgliedstaaten 
geeignete Verfahren vorsehen, mit deren 
Hilfe gegen Verwertungsgesellschaften, 
die die Vorschriften nicht einhalten, 
Beschwerde erhoben werden kann und die 
gewährleisten, dass gegebenenfalls 
verhältnismäßige, wirksame und 
abschreckende Sanktionen verhängt 
werden. Die Mitgliedstaaten sollten 
festlegen, welche Behörden für die 
Abwicklung der Beschwerdeverfahren und 
Sanktionen zuständig sind. Um 
sicherzugehen, dass die Vorschriften über 
die Erteilung von Mehrgebietslizenzen 
eingehalten werden, sollten besondere 
Kontrollmechanismen festgelegt werden. 
Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten und die Europäischen 
Kommission sollten zu diesem Zweck 
zusammenarbeiten. 

(37) Außerdem sollten die Mitgliedstaaten 
geeignete Verfahren vorsehen, mit deren 
Hilfe gegen Verwertungsgesellschaften, 
die die Vorschriften nicht einhalten, 
Beschwerde erhoben werden kann und die 
gewährleisten, dass die Tätigkeiten der 
Verwertungsgesellschaften kontrolliert 
und gegebenenfalls verhältnismäßige, 
wirksame und abschreckende Sanktionen 
verhängt werden. Die Mitgliedstaaten 
sollten festlegen, welche Behörden für die 
Abwicklung der Beschwerdeverfahren, die 
Kontrolle der Tätigkeiten der 
Verwertungsgesellschaften und die 
Verhängung von Sanktionen zuständig 
sind. Die zuständigen Behörden sollten 
unparteiisch sein und über die 
erforderlichen Fachkenntnisse, 
insbesondere im Recht des geistigen 
Eigentums, und Mittel verfügen, um die 
ihnen übertragenen Aufgaben 
ordnungsgemäß zu erfüllen. Die 
Mitgliedstaaten sollten nicht verpflichtet 
sein, neue zuständige Behörden dafür 
einzurichten. Um sicherzugehen, dass die 
Vorschriften über die Erteilung von 
Mehrgebietslizenzen eingehalten werden, 
sollten besondere Kontrollmechanismen 
festgelegt werden. Die zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten und die 
Europäische Kommission sollten zu 
diesem Zweck zusammenarbeiten. Die 
vorliegende Richtlinie sollte in Bezug auf 
die Bedingungen der Zulassung und 
Überwachung in den Mitgliedstaaten 
neutral bleiben, sofern sie mit dem 
Unionsrecht vereinbar sind und der 
uneingeschränkten Anwendung der 
Richtlinie nicht entgegenstehen. Die 
innerstaatlichen Zulassungsbedingungen 
für Verwertungsgesellschaften bleiben 
von der Richtlinie unberührt, sofern sie 
mit dem Unionsrecht vereinbar sind und 
der uneingeschränkten Anwendung der 
Richtlinie nicht entgegenstehen.  

 



 

 
 PE527.267/ 25 

 DE 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 37 a (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (37a) Die Mitgliedstaaten sollten nicht 
verpflichtet werden, neue zuständige 
Behörden einzurichten. Darüber hinaus 
sollten die Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit erhalten, Ex-post- oder Ex-
ante-Kontrollen durchzuführen. Die 
zuständigen Behörden sollten 
unparteiisch sein und über die 
erforderlichen Fachkenntnisse und Mittel 
verfügen, um die ihnen übertragenen 
Aufgaben ordnungsgemäß zu erfüllen. 

Begründung 

Die Vielfalt der Traditionen und Praktiken in den Mitgliedstaaten im Bereich der Überwachung 
von Verwertungsgesellschaften muss gewahrt bleiben. Die Richtlinie hat jedoch keinen 
praktischen Nutzen, wenn die zuständigen Behörden parteiisch sind und die Tätigkeiten der 
Verwertungsgesellschaften nicht wirksam kontrollieren.  
 
 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 40 a (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (40a) Um einheitliche Bedingungen für 
die Durchführung dieser Richtlinie, 
insbesondere von Artikel 25 Absatz 5a, zu 
schaffen, sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse übertragen 
werden. Diese Befugnisse sollten im 
Einklang mit der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 2011 zur Festlegung der 
allgemeinen Regeln und Grundsätze, 
nach denen die Mitgliedstaaten die 
Wahrnehmung der 
Durchführungsbefugnisse durch die 
Kommission kontrollieren1, ausgeübt 
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werden. 

 __________________ 

 1 ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13. 

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 40 b (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (40b) Das Prüfverfahren sollte für den 
Erlass der einschlägigen 
Durchführungsrechtsakte angewandt 
werden, sofern es sich dabei um Akte mit 
allgemeiner Geltung handelt. 

 
 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Richtlinie legt die Bestimmungen 
fest, die für eine ordnungsgemäße 
Wahrnehmung von Urheber- und 
verwandten Schutzrechten durch 
Verwertungsgesellschaften notwendig sind. 
Sie regelt darüber hinaus die 
Anforderungen an die Vergabe von 
Mehrgebietslizenzen durch 
Verwertungsgesellschaften für die Online-
Nutzung von Urheberrechten an 
Musikwerken. 

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.) 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 2 – Absatz 1 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die Mitgliedstaaten können beschließen, 
dass Titel II und IV, mit Ausnahme von 
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Artikel 35 Absatz 1a und Artikel 40, für 
Verwertungsgesellschaften gelten, die 
außerhalb der Europäischen Union 
niedergelassen sind, ihre Tätigkeit jedoch 
in ihrem Hoheitsgebiet ausüben. 

Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 2 – Absatz 1 b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Unbeschadet Artikel 31 gelten die 
einschlägigen Bestimmungen der Titel II, 
IV, ausgenommen Artikel 35 Absatz 1a 
und Artikel 40, für die Tätigkeiten von 
Unternehmen, die direkt oder indirekt von 
einer Verwertungsgesellschaft beherrscht 
werden oder ganz oder teilweise im 
Eigentum einer Verwertungsgesellschaft 
stehen, sofern diese Tätigkeiten in den 
Anwendungsbereich der besagten Titel 
fielen, würden sie von einer 
Verwertungsgesellschaft ausgeübt. 

  

Änderungsantrag 39 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 2 – Absatz 1 c (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Titel II Artikel 10, Artikel 11 Absatz 1, 
Artikel 12, 16, 19 und 20 sowie Titel IV 
Artikel 35 Absatz 1 und Artikel 37 gelten 
auch für Unternehmen, deren 
Gegenstand ausschließlich oder 
hauptsächlich in der gewerblichen 
Wahrnehmung von Urheber- und 
verwandten Schutzrechten in der Union 
im Namen von mehr als einem 
Rechteinhaber besteht. 

Änderungsantrag 40 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 2 – Absatz 1 d (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Titel III findet keine Anwendung, wenn 
eine Verwertungsgesellschaft auf der 
Grundlage einer freiwilligen Bündelung 
der notwendigen Rechte unter Beachtung 
der wettbewerbsrechtlichen 
Bestimmungen gemäß Artikel 101 und 
102 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union 
Mehrgebietslizenzen für die Online-
Rechte an Musikwerken erteilen, die 
Sendeanstalten benötigen, um ihre 
Hörfunk- oder Fernsehprogramme 
begleitend zur ersten Übertragung oder 
danach sowie sämtliche von der oder für 
die Sendeanstalt produzierten Online-
Inhalte, einschließlich Vorschauen, 
öffentlich wiederzugeben oder zugänglich 
zu machen. 

 

Änderungsantrag 41 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 3 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) „Verwertungsgesellschaft“ jede 
Organisation, die im Eigentum ihrer 
Mitglieder steht oder die von ihren 
Mitgliedern beherrscht wird und die 
gesetzlich oder auf der Grundlage einer 
Abtretungs-, Lizenz- oder sonstigen 
vertraglichen Vereinbarung von mehr als 
einem Rechteinhaber damit beauftragt ist, 
ausschließlich oder hauptsächlich 
Urheber- oder verwandte Schutzrechte 
wahrzunehmen; 

a) „Verwertungsgesellschaft“ jede 
Organisation, deren ausschließlicher oder 
hauptsächlicher Gegenstand darin 
besteht, kraft Gesetzes oder einer 
Abtretungs-, Lizenz- oder sonstigen 
vertraglichen Vereinbarung im Auftrag 
von mehr als einem Rechteinhaber 
Urheberrechte zum kollektiven Nutzen 
dieser Rechteinhaber wahrzunehmen, und 
die mindestens eines der folgenden 
Kriterien erfüllt: 

 i) Sie steht im Eigentum ihrer Mitglieder 
oder wird von ihren Mitgliedern 
beherrscht, oder 

 ii) sie ist eine gemeinnützige 
Organisation; 
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Änderungsantrag 42 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 3 – Buchstabe b 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) „Rechteinhaber“ jede natürliche oder 
juristische Person mit Ausnahme von 
Verwertungsgesellschaften, die Inhaber 
eines Urheber- oder eines verwandten 
Schutzrechts ist oder die aufgrund eines 
Rechteverwertungsvertrags Anspruch auf 
einen Anteil an den Einnahmen aus den 
von der Verwertungsgesellschaft 
wahrgenommenen Rechten hat; 

b) „Rechteinhaber“ jede natürliche oder 
juristische Person mit Ausnahme von 
Verwertungsgesellschaften, die Inhaber 
eines Urheber- oder eines verwandten 
Schutzrechts ist oder die aufgrund eines 
Rechteverwertungsvertrags oder kraft 
Gesetzes Anspruch auf einen Anteil an den 
Einnahmen aus den von der 
Verwertungsgesellschaft 
wahrgenommenen Rechten hat; 

 

Änderungsantrag 43 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 3 – Buchstabe c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) „Mitglied einer 
Verwertungsgesellschaft“ einen 
Rechteinhaber oder eine Einrichtung, die 
Rechteinhaber direkt vertritt, einschließlich 
anderer Verwertungsgesellschaften und 
Vereinigungen von Rechteinhabern, die die 
Voraussetzungen für die Mitgliedschaft in 
der Verwertungsgesellschaft erfüllen; 

c) „Mitglied einer 
Verwertungsgesellschaft“ einen 
Rechteinhaber oder eine Einrichtung, die 
Rechteinhaber direkt vertritt, einschließlich 
anderer Verwertungsgesellschaften und 
Vereinigungen von Rechteinhabern, die die 
Voraussetzungen für die Mitgliedschaft in 
der Verwertungsgesellschaft erfüllen und 
von dieser zugelassen wurden; 

 
 

Änderungsantrag 44 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 3 – Buchstabe d a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 da) „Mitgliederversammlung“ das 
Gremium der Verwertungsgesellschaft, 
ungeachtet ihrer Rechtsform, in dem die 
Mitglieder mitwirken und ihr Stimmrecht 
ausüben; 
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Änderungsantrag 45 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 3 – Buchstabe e 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

e) „Direktor“ den Alleingeschäftsführer 
oder ein Mitglied des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans einer 
Verwertungsgesellschaft; 

e) „Direktor“ 

 i) ein Mitglied des Verwaltungsorgans, 
wenn das einzelstaatliche Recht oder die 
Satzung einer Verwertungsgesellschaft ein 
monistisches System vorsieht, 

 ii) ein Mitglied des Leitungs- oder 
Aufsichtsorgans, wenn das 
einzelstaatliche Recht oder die Satzung 
einer Verwertungsgesellschaft ein 
dualistisches System vorsieht; 

Begründung 

Durch diese Änderung soll die Terminologie von Verwertungsgesellschaften mit monistischer 
und mit dualistischer Struktur geklärt werden. 
 
 

Änderungsantrag 46 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 3 – Buchstabe f 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

f) „Einnahmen aus den Rechten“ die von 
einer Verwertungsgesellschaft für die 
Rechteinhaber eingezogenen Beträge aus 
einem ausschließlichen Recht oder einem 
Vergütungs- oder Ausgleichsanspruch; 

f) „Einnahmen aus den Rechten“ die von 
einer Verwertungsgesellschaft für die 
Rechteinhaber eingezogenen Beträge aus 
einem ausschließlichen Recht oder einem 
Vergütungs- oder Ausgleichsanspruch, 
einschließlich aller Erträge aus der 
Anlage von Einnahmen aus der 
Rechteverwertung; 
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Änderungsantrag 47 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 3 – Buchstabe g 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

g) „Verwaltungsgebühren“ den von einer 
Verwertungsgesellschaft zur Deckung ihrer 
Kosten für die Wahrnehmung von 
Urheber- und verwandten Schutzrechten 
erhobenen Betrag; 

g) „Verwaltungsgebühren“ den von einer 
Verwertungsgesellschaft zur Deckung ihrer 
Kosten für die Wahrnehmung von 
Urheber- und verwandten Schutzrechten 
erhobenen oder von den Einnahmen aus 
den Rechten oder den Erträgen aus der 
Anlage dieser Einnahmen abgezogenen 
Betrag; 

 
 

Änderungsantrag 48 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 3 – Buchstabe g a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ga) „Abzüge von den Einnahmen aus den 
Rechten“ alle Abzüge von den 
Einnahmen aus den Rechten in Form von 
Verwaltungsgebühren oder Abzügen zur 
Finanzierung von sozialen, kulturellen 
oder Bildungsdienstleistungen; 

Begründung 

Die Terminologie hinsichtlich der Abzüge muss deutlich sein, um sicherzustellen, dass sowohl 
Abzüge für kulturelle Zwecke als auch Verwaltungsgebühren umfasst werden. 
 

Änderungsantrag 49 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 3 – Buchstabe i 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

i) „Nutzer“ jede natürliche oder juristische 
Person, die nicht als Verbraucher handelt 
und Handlungen vornimmt, die der 
Erlaubnis der Rechteinhaber bedürfen und 
die die Zahlung einer Vergütung oder eines 

i) „Nutzer“ jede natürliche oder juristische 
Person, die nicht als Verbraucher, d. h. für 
Zwecke, die nicht Teil ihrer beruflichen 
oder gewerblichen Tätigkeit sind, handelt 
und Handlungen vornimmt, die der 
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Ausgleichs an die Rechteinhaber bedingen; Erlaubnis der Rechteinhaber bedürfen und 
die die Zahlung einer Vergütung oder eines 
Ausgleichs an die Rechteinhaber bedingen; 

 

Änderungsantrag 50 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 3 – Buchstabe j 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

j) „Repertoire“ die Werke oder sonstigen 
Schutzgegenstände, die einer 
Verwertungsgesellschaft zwecks 
Wahrnehmung der Rechte daran 
übertragen worden sind; 

j) „Repertoire“ die Werke, Arten von 
Werken oder sonstigen Schutzgegenstände, 
die einer Verwertungsgesellschaft zwecks 
Wahrnehmung der Rechte daran 
übertragen worden sind; 

Änderungsantrag 51 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 3 – Buchstabe m 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

m) „Online-Musikdienst“ eine 
Dienstleistung der 
Informationsgesellschaft im Sinne des 
Artikels 1 Nummer 2 der Richtlinie 
98/34/EG, die die Einräumung von 
Nutzungsrechten an Musikwerken 
voraussetzt. 

m) „Online-Musikdienst“ eine 
Dienstleistung im Sinne des Artikels 1 
Nummer 2 der Richtlinie 98/34/EG, die die 
Einräumung von Nutzungsrechten an 
Musikwerken voraussetzt. 

 
 

Änderungsantrag 52 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 4 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
Verwertungsgesellschaften im Interesse 
ihrer Mitglieder handeln und 
Rechteinhabern, deren Rechte sie 
wahrnehmen, keine Pflichten auferlegen, 
die für den Schutz der Rechte und 
Interessen der Rechteinhaber nicht objektiv 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
Verwertungsgesellschaften im Interesse 
ihrer Mitglieder und der Rechteinhaber, 
die sie vertreten, handeln und den 
Rechteinhabern, deren Rechte sie 
wahrnehmen, keine Pflichten auferlegen, 
die für den Schutz der Rechte und 
Interessen der Rechteinhaber nicht objektiv 
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notwendig sind. notwendig sind. 

 

Änderungsantrag 53 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 5 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Rechteinhaber haben das Recht, eine 
Verwertungsgesellschaft ihrer Wahl mit 
der Wahrnehmung von Rechten oder 
Kategorien von Rechten an ihren Werken 
und sonstigen Schutzgegenständen ihrer 
Wahl oder an bestimmten Arten dieser 
Werke und Schutzgegenstände in den 
Mitgliedstaaten ihrer Wahl ungeachtet des 
Mitgliedstaats des Wohnsitzes, der 
Niederlassung oder der Staatsangehörigkeit 
des Rechteinhabers beziehungsweise der 
Verwertungsgesellschaft zu beauftragen. 

2. Die Rechteinhaber haben das Recht, eine 
Verwertungsgesellschaft ihrer Wahl mit 
der Wahrnehmung von Rechten, 
Kategorien von Rechten an ihren Werken 
und sonstigen Schutzgegenständen ihrer 
Wahl oder an bestimmten Arten dieser 
Werke und Schutzgegenstände in den 
Mitgliedstaaten ihrer Wahl ungeachtet des 
Mitgliedstaats des Wohnsitzes, der 
Niederlassung oder der Staatsangehörigkeit 
des Rechteinhabers beziehungsweise der 
Verwertungsgesellschaft zu beauftragen. 
Nach Artikel 7 legt die 
Mitgliederversammlung der 
Verwertungsgesellschaft die Rechte, 
Rechtekategorien, Arten von Werken und 
sonstigen Schutzgegenstände, auf die sich 
die Rechtewahrnehmung durch die 
Verwertungsgesellschaft bezieht, fest. 

 Die Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung tragen der 
individuellen Freiheit der Rechteinhaber 
Rechnung, ihre Werke und sonstigen 
Schutzgegenstände zu verwerten und die 
Verwertungsgesellschaft, die sie mit der 
Wahrnehmung ihrer Rechte beauftragen, 
frei zu wählen. Sie tragen ferner den 
Besonderheiten des betroffenen 
kulturellen Bereichs und den 
Verpflichtungen der Rechteinhaber 
Rechnung, mit denen der 
Verwertungsgesellschaft die effektive 
Ausübung ihrer Aufgabe ermöglicht wird. 
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Änderungsantrag 54 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 5 – Absatz 2 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Rechteinhaber haben das Recht, 
Lizenzen für die nichtgewerbliche 
Nutzung von Rechten, Rechtekategorien, 
Rechten an bestimmten Arten von Werken 
und sonstigen Schutzgegenständen ihrer 
Wahl zu vergeben. 
Verwertungsgesellschaften klären ihre 
Mitglieder über dieses Recht und die 
dafür geltenden Voraussetzungen auf. 

 
 

Änderungsantrag 55 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 5 – Absatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Rechteinhaber haben das Recht, 
unter Einhaltung einer angemessenen Frist 
von höchstens sechs Monaten den 
Wahrnehmungsauftrag der 
Verwertungsgesellschaft vollständig oder 
teilweise in Bezug auf bestimmte Rechte, 
Kategorien von Rechten oder Rechte an 
bestimmten Arten von Werken und 
sonstigen Schutzgegenständen ihrer Wahl 
in den Mitgliedstaaten ihrer Wahl zu 
beenden. Die Verwertungsgesellschaft 
kann beschließen, dass eine solche 
vollständige oder teilweise Beendigung des 
Wahrnehmungsauftrags nur in der Mitte 
oder am Ende des Geschäftsjahres, je 
nachdem welcher Zeitpunkt früher auf den 
Ablauf der Frist folgt, wirksam wird. 

3. Die Rechteinhaber haben das Recht, 
unter Einhaltung einer angemessenen Frist 
von höchstens sechs Monaten den 
Wahrnehmungsauftrag der 
Verwertungsgesellschaft vollständig oder 
teilweise in Bezug auf bestimmte Rechte, 
Kategorien von Rechten oder Rechte an 
bestimmten Arten von Werken und 
sonstigen Schutzgegenständen ihrer Wahl 
in den Mitgliedstaaten ihrer Wahl zu 
beenden. Die Verwertungsgesellschaft 
kann beschließen, dass eine solche 
vollständige Beendigung des 
Wahrnehmungsauftrags oder seine 
teilweise Beendigung in Bezug auf Rechte 
aus dem Repertoire in der Mitte oder am 
Ende des Geschäftsjahres, je nachdem, 
welcher Zeitpunkt früher auf den Ablauf 
der Frist folgt, wirksam wird. 

 Eine Verwertungsgesellschaft kann auf 
Beschluss der Mitgliederversammlung 
Regeln festlegen, um einem Missbrauch 
des Rechts zur vollständigen Beendigung 
des Wahrnehmungsauftrags oder seiner 
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teilweisen Beendigung in Bezug auf 
bestimmte Rechte, Rechtekategorien oder 
Arten von Werken und sonstige 
Schutzgegenstände ihrer Wahl durch ihre 
Mitglieder vorzubeugen, indem sie 
Beendigungen und Erneuerungen von 
Wahrnehmungsaufträgen bezüglich 
Rechten, Rechtekategorien, Arten von 
Werken und sonstiger Schutzgegenstände 
in einem bestimmten Zeitraum auf eine 
angemessene Anzahl beschränken. 

Änderungsantrag 56 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 5 – Absatz 3 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 3a. Die Verwertungsgesellschaft kann 
beschließen, dass Lizenzen, die Nutzern 
vor der vollständigen Beendigung des 
Wahrnehmungsauftrags oder seiner 
teilweisen Beendigung in Bezug auf 
Rechte, Rechtekategorien, Rechte an 
bestimmten Arten von Werken oder 
sonstigen Schutzgegenständen ihrer Wahl 
erteilt wurden, nicht von der teilweisen 
oder vollständigen Beendigung betroffen 
sind, wenn die Gültigkeit dieser Lizenzen 
einen Zeitraum von einem Jahr nach 
Inkrafttreten der Beendigung nicht 
übersteigt. 

 
 

Änderungsantrag 57 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 5 – Absatz 6 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

6. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
der Rechteinhaber einer 
Verwertungsgesellschaft ausdrücklich für 
jedes Recht oder jede Kategorie von 
Rechten oder für die Rechte an 
bestimmten Arten von Werken und 
sonstigen Schutzgegenständen in 

6. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
der Rechteinhaber einer 
Verwertungsgesellschaft ausdrücklich für 
jedes Recht oder jede Kategorie von 
Rechten, für jedes Werk oder jede Art von 
Werken und sonstigen Schutzgegenständen 
in schriftlich dokumentierter Form seine 
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schriftlich dokumentierter Form seine 
Zustimmung zur Wahrnehmung dieser 
Rechte erteilt. 

Zustimmung zur Wahrnehmung dieser 
Rechte erteilt. 

 
 

Änderungsantrag 58 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 6 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Verwertungsgesellschaften nehmen 
Rechteinhaber als Mitglieder auf, wenn 
diese die Mitgliedschaftsbedingungen 
erfüllen. Der Antrag auf Aufnahme als 
Mitglied darf nur auf der Grundlage 
objektiver Kriterien abgelehnt werden. 
Diese Kriterien werden in die Satzung oder 
die Mitgliedschaftsbedingungen der 
Verwertungsgesellschaften aufgenommen 
und veröffentlicht. 

2. Die Verwertungsgesellschaften nehmen 
Rechteinhaber als Mitglieder auf, wenn 
diese die Mitgliedschaftsbedingungen 
erfüllen. Der Antrag auf Aufnahme als 
Mitglied darf nur auf der Grundlage 
objektiver und transparenter Kriterien 
abgelehnt werden. Diese Kriterien werden 
in die Satzung oder die 
Mitgliedschaftsbedingungen der 
Verwertungsgesellschaften aufgenommen 
und veröffentlicht. Bei einer Ablehnung 
ist dem Rechteinhaber genau zu 
erläutern, warum sein Antrag auf 
Mitgliedschaft abgelehnt wurde. 

 
 
 

Änderungsantrag 59 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 6 – Absatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. In der Satzung der 
Verwertungsgesellschaften sind geeignete, 
wirksame Verfahren für die Mitwirkung 
ihrer Mitglieder an der Beschlussfassung 
der Verwertungsgesellschaft vorzusehen. 
Die verschiedenen Gruppen von 
Mitgliedern müssen ausgewogen und fair 
bei der Beschlussfassung vertreten sein. 

3. In der Satzung der 
Verwertungsgesellschaften sind geeignete, 
wirksame Verfahren für die Mitwirkung 
aller Mitglieder an der Beschlussfassung 
der Verwertungsgesellschaft vorzusehen. 
Die verschiedenen Gruppen von 
Mitgliedern müssen ausgewogen und fair 
bei der Beschlussfassung vertreten sein. 
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Änderungsantrag 60 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Mitgliederversammlung genehmigt 
Änderungen an der Satzung und den 
Mitgliedschaftsbedingungen, soweit diese 
nicht in der Satzung geregelt sind. 

3. Die Mitgliederversammlung genehmigt 
Änderungen an der Satzung und den 
Mitgliedschaftsbedingungen der 
Verwertungsgesellschaft. 

 
 

Änderungsantrag 61 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 4 – Unterabsatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliederversammlung beschließt 
über die Ernennung und Entlassung der 
Direktoren und genehmigt deren 
Vergütung und andere Leistungen, darunter 
geldwerte Leistungen, Altersversorgung, 
Ansprüche auf sonstige Zuwendungen und 
Abfindungen. 

Die Mitgliederversammlung beschließt 
über die Ernennung und Entlassung der 
Direktoren, überwacht deren allgemeine 
Leistung und genehmigt deren Vergütung 
und andere Leistungen, darunter geldwerte 
Leistungen, Altersversorgung, Ansprüche 
auf sonstige Zuwendungen und 
Abfindungen. 

 
 

Änderungsantrag 62 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 4 – Unterabsatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliederversammlung beschließt 
nicht über die Ernennung oder Entlassung 
von Mitgliedern des Leitungsorgans 
beziehungsweise des 
Alleingeschäftsführers, wenn das 
Aufsichtsorgan hierzu befugt ist. 

In einer dualistisch aufgebauten 
Verwertungsgesellschaft kann die 
Mitgliederversammlung beschließen, dem 
Aufsichtsorgan die Beschlussfassung über 
die Ernennung oder Entlassung von 
Mitgliedern des Leitungsorgans oder über 
die Genehmigung ihrer Vergütung und 
sonstigen Leistungen zu übertragen. 
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Änderungsantrag 63 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 5 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) die Art und Weise der Verteilung und 
Ausschüttung der den Rechteinhabern 
zustehenden Beträge, es sei denn, die 
Mitgliederversammlung beschließt, diesen 
Beschluss dem Gremium zu übertragen, 
das in der Verwertungsgesellschaft die 
Aufsicht ausübt; 

a) die allgemeine Art und Weise der 
Ausschüttung der den Rechteinhabern 
zustehenden Beträge; 

Änderungsantrag 64 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 5 – Buchstabe b 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) die Verwendung der den 
Rechteinhabern zustehenden Beträge, die 
nicht gemäß Artikel 12 Absatz 2 
ausgeschüttet werden können, es sei denn, 
die Mitgliederversammlung beschließt, 
diesen Beschluss dem Gremium zu 
übertragen, das in der 
Verwertungsgesellschaft die Aufsicht 
ausübt; 

b) die Verwendung der eingezogenen 
Beträge, die drei Jahre nach Ablauf des 
Geschäftsjahres nicht ausgeschüttet 
wurden, da der Rechteinhaber nicht 
ermittelt oder ausfindig gemacht werden 
konnte, es sei denn, ein Mitgliedstaat 
beschließt, diese Beträge gesondert und 
unabhängig zur Finanzierung kultureller, 
sozialer oder Bildungsleistungen zu 
verwenden; 

 

Änderungsantrag 65 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 5 – Buchstabe c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) die allgemeine Anlagepolitik in Bezug 
auf die Einnahmen aus den Rechten, 
einschließlich über die Vergabe von 
Darlehen und die Stellung von 
Darlehenssicherheiten oder -
bürgschaften; 

c) die allgemeine Anlagepolitik in Bezug 
auf die Einnahmen aus den Rechten und 
das Risikomanagement; 

 



 

 
 PE527.267/ 39 

 DE 

Änderungsantrag 66 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 5 – Buchstabe d 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

d) die Regeln für die Abzüge von den 
Einnahmen aus den Rechten. 

d) die Regeln für die Abzüge von den 
Einnahmen aus den Rechten und von den 
Erträgen aus der Anlage dieser 
Einnahmen; 

 

Änderungsantrag 67 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 5 – Buchstabe d a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 da) die Genehmigung des Erwerbs von 
Immobilien durch die 
Verwertungsgesellschaft; 

 

Änderungsantrag 68 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 5 – Buchstabe d b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 db) die Genehmigung der Gründung von 
Tochtergesellschaften, der Übernahme 
anderer Unternehmen, des Erwerbs von 
Anteilen oder Rechten an anderen 
Unternehmen sowie von Fusionen und 
Bündnissen; 

 

Änderungsantrag 69 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 5 – Buchstabe d c (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 dc) die Genehmigung der Aufnahme und 
Vergabe von Darlehen sowie der Stellung 
von Darlehenssicherheiten oder 
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-bürgschaften; 

 

Änderungsantrag 70 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 5 – Buchstabe d d (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 dd) die Festlegung der Rechte, 
Rechtekategorien, Arten von Werken oder 
anderen Schutzgegenstände, auf die sich 
die Rechtewahrnehmung der 
Verwertungsgesellschaft beziehen kann. 

 
 

Änderungsantrag 71 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 5 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 5a. Die Mitgliederversammlung kann dem 
Gremium, das die Aufsicht ausübt, die 
Befugnisse nach Absatz 4 und Absatz 5 
Buchstabe da, db und dc punktuell oder 
durch die Satzung übertragen. 

 
 

Änderungsantrag 72 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 6 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

6. Die Mitgliederversammlung kontrolliert 
die Tätigkeit der Verwertungsgesellschaft, 
indem sie mindestens die Bestellung und 
Entlassung des Abschlussprüfers beschließt 
und den jährlichen Transparenzbericht 
sowie den Prüfungsbericht des 
Abschlussprüfers genehmigt. 

6. Die Mitgliederversammlung kontrolliert 
die Tätigkeit der Verwertungsgesellschaft, 
indem sie mindestens die Bestellung und 
Entlassung des Abschlussprüfers 
beschließt, wobei ihr der jährliche 
Transparenzbericht und die Abschlüsse 
des Unternehmens vorgelegt werden. 

 Bestehen ernstzunehmende Zweifel am 
Finanzgebaren der 
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Verwertungsgesellschaft, kann die 
Mitgliederversammlung beschließen, eine 
Überprüfung bei einem externen 
Abschlussprüfer in Auftrag zu geben. Von 
den Ergebnissen dieser Prüfung sind die 
Mitglieder der Verwertungsgesellschaft 
und die zuständige einzelstaatliche 
Behörde in Kenntnis zu setzen. 

 
 

Änderungsantrag 73 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 7 – Unterabsatz 1 – Einleitung 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Jede Beschränkung des Rechts der 
Mitglieder der Verwertungsgesellschaft, an 
der Mitgliederversammlung teilzunehmen 
und dort ihr Stimmrecht auszuüben, muss 
fair und verhältnismäßig und auf folgende 
Kriterien gestützt sein: 

Alle Mitglieder einer 
Verwertungsgesellschaft sind zur 
Teilnahme an der Mitgliederversammlung 
berechtigt und stimmberechtigt. Jede 
Beschränkung des Rechts der Mitglieder 
der Verwertungsgesellschaft, an der 
Mitgliederversammlung teilzunehmen und 
dort ihr Stimmrecht auszuüben, muss fair 
und verhältnismäßig sein und sich nach 
der Dauer der Mitgliedschaft richten. 

a) Dauer der Mitgliedschaft,  

b) Beträge, die ein Mitglied in dem 
betreffenden Geschäftsjahr erhalten hat 
oder die ihm zustehen. 

 

 
 
 

Änderungsantrag 74 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 8 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

8. Jedes Mitglied einer 
Verwertungsgesellschaft hat das Recht, 
eine andere natürliche oder juristische 
Person zum Vertreter zu bestellen, die in 

8. Jedes Mitglied einer 
Verwertungsgesellschaft hat das Recht, ein 
anderes Mitglied, das derselben Gruppe 
von Rechteinhabern angehört, zum 
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seinem Namen an der 
Mitgliederversammlung teilnimmt und sein 
Stimmrecht ausübt. 

Vertreter zu bestellen, der in seinem 
Namen an der Mitgliederversammlung 
teilnimmt und sein Stimmrecht ausübt. 
Jedes Mitglied ist außerdem berechtigt, 
einen berufsmäßigen Vertreter, 
beispielsweise einen Agenten oder einen 
Rechtsanwalt, zu seinem Vertreter zu 
bestellen, sofern kein Interessenkonflikt 
besteht. 

 Ein Vertreter wird jeweils für eine einzige 
Mitgliederversammlung bestellt. Die 
Mitgliedstaaten können die 
Verwertungsgesellschaften ermächtigen, 
die Anzahl der Mandate, die ein und 
derselben natürlichen oder juristischen 
Person übertragen werden, zu begrenzen. 

 
 

Änderungsantrag 75 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 8 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 8a. Die Mitgliedstaaten können die 
Verwertungsgesellschaften zur 
Anwendung elektronischer 
Abstimmungsverfahren ermächtigen. 

 

Änderungsantrag 76 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 8 b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 8b. Falls eine Verwertungsgesellschaft 
aufgrund ihrer Rechtsform keine 
Mitgliederversammlung ausrichten kann, 
können die Mitgliedstaaten beschließen, 
dass die in den Absätzen 3 bis 6 
genannten Befugnisse von dem Gremium 
ausgeübt werden, das die Aufsicht ausübt. 
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Änderungsantrag 77 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 7 – Absatz 8 c (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 8c. Die Mitgliedstaaten können 
beschließen, dass die Befugnisse der 
Mitgliederversammlung von einer 
Delegiertenversammlung ausgeübt 
werden können, die mindestens alle vier 
Jahre von den Mitgliedern der 
Verwertungsgesellschaft gewählt wird, 
sofern 

 a) eine angemessene und effektive 
Mitwirkung der Mitglieder an der 
Beschlussfassung der 
Verwertungsgesellschaft gewährleistet ist 
und 

 b) die verschiedenen Gruppen von 
Mitgliedern fair und ausgewogen in der 
Delegiertenversammlung vertreten sind. 

 Die in den Absätzen 2 bis 8a aufgeführten 
Vorschriften gelten entsprechend für die 
Delegiertenversammlung. 

Änderungsantrag 78 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 8 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die Verwertungsgesellschaften eine 
Aufsichtsfunktion für die kontinuierliche 
Überwachung der Tätigkeit und der 
Aufgabenerfüllung der Personen 
einrichten, die in der 
Verwertungsgesellschaft mit 
Geschäftsführungsaufgaben betraut sind. 
In dem Gremium, das diese 
Aufsichtsfunktion wahrnimmt, ist im 
Interesse einer wirksamen Beteiligung der 
Mitglieder der Verwertungsgesellschaft 
eine faire und ausgewogene Vertretung 
dieser Mitglieder sicherzustellen. 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die Verwertungsgesellschaften über ein 
Aufsichtsgremium verfügen, dem die 
kontinuierliche Überwachung der Tätigkeit 
und der Aufgabenerfüllung der Personen 
obliegt, die die Geschäfte der Gesellschaft 
führen. In dem Gremium, das die 
Aufsichtsfunktion wahrnimmt, ist eine 
faire und ausgewogene Vertretung der 
verschiedenen Gruppen von 
Rechteinhabern sicherzustellen, die in der 
Verwertungsgesellschaft Mitglied sind. 
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 Jedes Mitglied des Gremiums, das die 
Aufsichtsfunktion wahrnimmt, gibt 
jährlich eine individuelle Erklärung über 
Interessenkonflikte ab, in der die 
Angaben nach Artikel 9 Unterabsatz 2 
enthalten sind. 

 

Änderungsantrag 79 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 8 – Absatz 2 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) Genehmigung des Erwerbs von 
Immobilien durch die 
Verwertungsgesellschaft, 

entfällt 

 

Änderungsantrag 80 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 8 – Absatz 2 – Buchstabe b 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) Genehmigung der Gründung von 
Tochtergesellschaften, der Übernahme 
anderer Gesellschaften und 
Vereinigungen, des Erwerbs von Anteilen 
oder Rechten an diesen sowie von 
Zusammenschlüssen und Allianzen, 

entfällt 

 

Änderungsantrag 81 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 8 – Absatz 2 – Buchstabe c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) Genehmigung der Aufnahme und 
Vergabe von Darlehen sowie der Stellung 
von Darlehenssicherheiten oder -
bürgschaften. 

entfällt 
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Änderungsantrag 82 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 8 – Absatz 2 – Buchstabe c a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ca) Wahrnehmung der Befugnisse, die 
ihm von der Mitgliederversammlung 
übertragen wurden; 

 
 

Änderungsantrag 83 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 8 – Absatz 2 – Buchstabe c b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 cb) Überwachung der Tätigkeit und der 
Aufgabenerfüllung der in Artikel 9 
genannten Personen, einschließlich der 
Umsetzung der Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung und insbesondere 
der unter Artikel 7 Absatz 5 Buchstaben a 
bis d aufgelisteten allgemeinen Strategien. 

 

Änderungsantrag 84 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 8 – Absatz 2 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Die in diesem Artikel geregelten 
Befugnisse können nach 
einzelstaatlichem Recht von einem 
Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgan ausgeübt werden. 

Begründung 

In Europa existieren monistische Modelle (mit Verwaltungsorgan) und dualistische Modelle 
(Leitungs- und Aufsichtsorgan). Die Richtlinie muss die Koexistenz dieser beiden Modelle 
ermöglichen. 
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Änderungsantrag 85 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 8 – Absatz 2 b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2b. Das Gremium, das die 
Aufsichtsfunktion wahrnimmt, erstattet 
der Mitgliederversammlung Bericht über 
die Ausführung seiner Aufgaben. 

 

Änderungsantrag 86 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 8 – Absatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Mitgliedstaaten können 
beschließen, dass die Absätze 1 und 2 
nicht für eine Verwertungsgesellschaft 
gelten, die zum Bilanzstichtag die 
Grenzwerte von zwei der drei folgenden 
Kriterien nicht überschreitet: 

entfällt 

a) Bilanzsumme: EUR 350.000;  

b) Nettoumsatz: EUR 700 000;  

c) durchschnittliche Zahl der 
Beschäftigten während des 
Geschäftsjahres: zehn. 

 

 
 

Änderungsantrag 87 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 9 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die Personen, die tatsächlich die Geschäfte 
einer Verwertungsgesellschaft führen, 
sowie deren Direktoren mit Ausnahme der 
Direktoren, die Aufsichtsfunktionen 
wahrnehmen, die Geschäfte der 
Verwertungsgesellschaft unter 
Verwendung solider Verwaltungs- und 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die Verwertungsgesellschaften Verfahren 
einführen und anwenden, durch die 
gewährleistet wird, dass die Personen, die 
die Geschäfte der 
Verwertungsgesellschaften führen, diese 
Aufgabe solide und umsichtig unter 
Verwendung solider Verwaltungs- und 
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Rechnungslegungsverfahren und interner 
Kontrollmechanismen solide und 
umsichtig führen. 

Rechnungslegungsverfahren und interner 
Kontrollmechanismen erfüllen. 

 Die Personen, die die Geschäfte der 
Verwertungsgesellschaft führen, 
entscheiden innerhalb vertretbarer 
Fristen über die Bedingungen der 
Lizenzvergabe und den Abschluss von 
Verträgen. 

 
 
 

Änderungsantrag 88 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 9 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 
Personen, die tatsächlich die Geschäfte 
einer Verwertungsgesellschaft führen, 
sowie deren Direktoren mit Ausnahme der 
Direktoren, die Aufsichtsfunktionen 
wahrnehmen, Verfahren zur Vermeidung 
von Interessenkonflikten festlegen. Die 
Verwertungsgesellschaften müssen über 
Verfahren verfügen, mit denen sie 
Interessenkonflikte erkennen, ausräumen, 
überwachen und offenlegen können, um zu 
verhindern, dass sich diese 
Interessenkonflikte nachteilig auf die 
Interessen ihrer Mitglieder auswirken. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 
Verwertungsgesellschaften Verfahren zur 
Vermeidung von Interessenkonflikten 
einführen und anwenden. Die 
Verwertungsgesellschaften müssen 
Verfahren anwenden, mit denen sie 
bestehende oder potenzielle 
Interessenkonflikte erkennen, ausräumen, 
überwachen und offenlegen können, um zu 
verhindern, dass sich diese 
Interessenkonflikte nachteilig auf die 
kollektiven Interessen der Mitglieder und 
der von der Verwertungsgesellschaft 
vertretenen Rechteinhaber auswirken. 

 
 

Änderungsantrag 89 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 9 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 – Einleitung 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Zu diesen Verfahren gehört die jährliche 
Abgabe einer individuellen Erklärung 
dieser Personen und Direktoren gegenüber 
dem Gremium, das die Aufsichtsfunktion 

Zu diesen Verfahren gehört die jährliche 
Abgabe einer individuellen Erklärung der 
in Absatz 1 genannten Personen 
gegenüber dem Gremium, das die 
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wahrnimmt, mit folgenden Angaben: Aufsichtsfunktion wahrnimmt, mit 
folgenden Angaben: 

 
 

Änderungsantrag 90 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 9 – Absatz 2 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Verwertungsgesellschaften 
veröffentlichen die jährlichen 
individuellen Erklärungen nach Absatz 2 
Unterabsatz 2 auf ihrer Website. 

 

Änderungsantrag 91 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 10 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Bei der Einziehung und der Verwaltung 
der Einnahmen aus den Rechten gehen die 
Verwertungsgesellschaften mit der 
gebotenen Sorgfalt vor. 

1. Bei der Einziehung, der Verwaltung und 
der Ausschüttung der Einnahmen aus den 
Rechten gehen die 
Verwertungsgesellschaften mit der 
gebotenen Sorgfalt vor. 

 

Änderungsantrag 92 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 10 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Verwertungsgesellschaften 
verwalten die Einnahmen aus den Rechten 
und die Erträge aus den Anlagen dieser 
Einnahmen getrennt von ihrem eigenen 
Vermögen, den Einnahmen aus ihren 
Verwaltungsleistungen und den Einnahmen 
aus sonstiger Tätigkeit. 

2. Die Verwertungsgesellschaften 
verwalten die Einnahmen aus den Rechten 
und die Erträge aus den Anlagen dieser 
Einnahmen, einschließlich Zinsen, 
getrennt von ihrem eigenen Vermögen, den 
Einnahmen aus ihren 
Verwaltungsleistungen und den Einnahmen 
aus sonstiger Tätigkeit. 
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Änderungsantrag 93 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 10 – Absatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Verwertungsgesellschaften dürfen 
die Einnahmen aus den Rechten und die 
Erträge aus den Anlagen dieser Einnahmen 
nicht für eigene Rechnung verwenden; sie 
dürfen lediglich von diesen Einnahmen 
die Verwaltungsgebühren einbehalten. 

3. Von den Einnahmen aus den Rechten 
und die Erträge aus den Anlagen dieser 
Einnahmen, einschließlich Zinsen, dürfen 
nur auf Beschluss der 
Mitgliederversammlung gemäß Artikel 7 
Absatz 5 Buchstabe d 
Verwaltungsgebühren einbehalten werden. 

 

Änderungsantrag 94 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 10 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die Verwertungsgesellschaften dürften 
die Einnahmen aus den Rechten oder die 
Erträge aus den Anlagen dieser 
Einnahmen, einschließlich Zinsen, nicht 
für eigene Rechnung verwenden. 

 

Änderungsantrag 95 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 10 – Absatz 4 – Einleitung 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Legt eine Verwertungsgesellschaft bis 
zur Ausschüttung der den Rechteinhabern 
zustehenden Beträge die Einnahmen aus 
den Rechten und die Erträge aus den 
Anlagen dieser Einnahmen an, so geschieht 
dies im Einklang mit der allgemeinen 
Anlagepolitik im Sinne des Artikels 7 
Absatz 5 Buchstabe c und den 
nachstehenden Bestimmungen: 

4. Legt eine Verwertungsgesellschaft bis 
zur Ausschüttung der den Rechteinhabern 
zustehenden Beträge die Einnahmen aus 
den Rechten und die Erträge aus den 
Anlagen dieser Einnahmen an, so geschieht 
dies im Interesse ihrer Mitglieder und im 
Einklang mit der allgemeinen 
Anlagepolitik im Sinne des Artikels 7 
Absatz 5 Buchstabe c und den 
nachstehenden Bestimmungen: 
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Änderungsantrag 96 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 10 – Absatz 4 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) Die Einnahmen werden im Interesse der 
Mitglieder angelegt; im Falle eines 
möglichen Interessenkonflikts sorgt die 
Verwertungsgesellschaft dafür, dass die 
Anlage einzig und allein im Interesse der 
Mitglieder erfolgt. 

a) Die Einnahmen werden so angelegt, 
dass mögliche Interessenkonflikte 
vermieden werden. 

 

Änderungsantrag 97 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 11 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die Abzüge von den Einnahmen aus den 
Rechten gemäß Artikel 16 Buchstabe e in 
den Vereinbarungen, die das Verhältnis der 
Verwertungsgesellschaft zu ihren 
Mitgliedern und den Rechteinhabern 
regeln, aufgeführt sind. 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die Abzüge von den Einnahmen aus den 
Rechten und die Erträge aus den Anlagen 
dieser Einnahmen gemäß Artikel 19 
Buchstaben e und f in den 
Vereinbarungen, die das Verhältnis der 
Verwertungsgesellschaft zu ihren 
Mitgliedern und den Rechteinhabern 
regeln, aufgeführt sind. 

 

Änderungsantrag 98 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 11 – Absatz 1 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Die Abzüge müssen vertretbar sein, 
den Leistungen entsprechen, die die 
Verwertungsgesellschaft gegenüber den 
Rechteinhabern erbringt, gegebenenfalls 
einschließlich der in Absatz 2 genannten 
Dienste, und anhand von objektiven 
Kriterien festgelegt werden.  
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Änderungsantrag 99 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 11 – Absatz 1 b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1b. Die Verwertungsgesellschaft klärt 
Rechteinhaber, die die Aufnahme als 
Mitglied beantragen, über ihre 
Regelungen zu den Abzügen von 
Einnahmen aus den Rechten und von den 
Erträgen aus den Anlagen dieser 
Einnahmen auf.  

 
 

Änderungsantrag 100 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 11 – Absatz 1 c (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1c. Die Mitgliedstaaten bestärken die 
Verwertungsgesellschaften darin, ihren 
Mitgliedern Dienstleistungen im sozialen, 
kulturellen und Bildungsbereich 
anzubieten. 

 
 

Änderungsantrag 101 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 12 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die Verwertungsgesellschaften die Beträge, 
die den von ihnen vertretenen 
Rechteinhabern zustehen, regelmäßig und 
mit der gebotenen Sorgfalt an diese 
Rechteinhaber verteilen und ausschütten. 
Die Verwertungsgesellschaften nehmen die 
Verteilung und Ausschüttung spätestens 
zwölf Monate nach Ablauf des 
Geschäftsjahres vor, in dem die Einnahmen 
aus den Rechten angefallen sind, es sei 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die Verwertungsgesellschaften die Beträge, 
die den von ihnen vertretenen 
Rechteinhabern zustehen, regelmäßig und 
mit der gebotenen Sorgfalt an diese 
Rechteinhaber verteilen und ausschütten. 
Die Verwertungsgesellschaften nehmen die 
Verteilung und Ausschüttung möglichst 
umgehend, spätestens jedoch drei Monate 
nach Ablauf des Geschäftsjahres vor, in 
dem die Einnahmen aus den Rechten 
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denn, es ist ihnen aus objektiven Gründen 
insbesondere im Zusammenhang mit 
Meldungen von Nutzern, der Feststellung 
der Rechte oder Rechteinhaber oder der 
Zuordnung von Werken und anderen 
Schutzgegenständen zu dem jeweiligen 
Rechteinhaber nicht möglich, diese Frist 
einzuhalten. Die 
Verwertungsgesellschaften nehmen die 
Verteilung und Ausschüttung korrekt unter 
Gleichbehandlung aller Gruppen von 
Rechteinhabern vor. 

angefallen sind.  

 Verwertungsgesellschaften dürfen 
Ausschüttungen bzw. Auszahlungen auch 
nach Ablauf der im ersten Unterabsatz 
genannten Frist vornehmen, wenn es 
ihnen aus objektiven Gründen 
insbesondere im Zusammenhang mit 
Meldungen von Nutzern, der Feststellung 
der Rechte oder Rechteinhaber oder der 
Zuordnung von Werken und anderen 
Schutzgegenständen zu dem jeweiligen 
Rechteinhaber nicht möglich ist, diese Frist 
einzuhalten. Die 
Verwertungsgesellschaften nehmen die 
Verteilung und Ausschüttung korrekt unter 
Gleichbehandlung aller Gruppen von 
Rechteinhabern vor. 

 
 

Änderungsantrag 102 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 12 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Können die den Rechteinhabern 
zustehenden Beträge nicht nach Ablauf von 
fünf Jahren nach dem Ende des 
Geschäftsjahres, in dem die Einnahmen aus 
den Rechten angefallen sind, ausgeschüttet 
werden und hat die 
Verwertungsgesellschaft alle notwendigen 
Schritte unternommen, um die 
Rechteinhaber zu ermitteln und ausfindig 
zu machen, beschließt die 
Verwertungsgesellschaft gemäß Artikel 7 

2. Die Verwertungsgesellschaft 
unternimmt alle notwendigen Schritte, um 
die Rechteinhaber zu ermitteln und 
ausfindig zu machen. Die Mitgliedstaaten 
sorgen dafür, dass die den Rechteinhabern 
zustehenden Beträge, die nicht nach Ablauf 
von drei Jahren nach dem Ende des 
Geschäftsjahres, in dem die Einnahmen aus 
den Rechten angefallen sind, ausgeschüttet 
werden konnten, gesondert und 
unabhängig verwaltet werden und in die 
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Absatz 5 Buchstabe b über die 
Verwendung dieser Beträge unbeschadet 
des Rechts der Rechteinhaber, die Beträge 
von der Verwertungsgesellschaft 
zurückzufordern. 

Finanzierung von kulturellen, sozialen 
oder Bildungsleistungen fließen, 
unbeschadet des Rechts der Rechteinhaber, 
die Beträge unter Beachtung der im 
jeweiligen Mitgliedstaat geltenden 
Bestimmungen zur Verjährung von 
Ansprüchen von der 
Verwertungsgesellschaft zurückzufordern. 

 
 

Änderungsantrag 103 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 12 – Absatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Als notwendige Schritte im Sinne des 
Absatzes 2 gelten unter anderem die 
Überprüfung des Mitgliederverzeichnisses 
und die sowohl an die Mitglieder der 
Verwertungsgesellschaft als auch an die 
Öffentlichkeit gerichtete Veröffentlichung 
einer Liste der Werke und sonstigen 
Schutzgegenstände, deren Rechteinhaber 
nicht oder nicht vollständig ermittelt oder 
ausfindig gemacht werden konnten. 

3. Im Sinne des Absatzes 2 unternimmt die 
Verwertungsgesellschaft die notwendigen 
Schritte, um die Rechteinhaber zu 
ermitteln und ausfindig zu machen, und 
ergreift geeignete Schutzmaßnahmen, um 
Betrug vorzubeugen. Dazu zählen die 
Überprüfung des Mitgliederverzeichnisses 
und die sowohl an die Mitglieder der 
Verwertungsgesellschaft als auch an die 
Öffentlichkeit regelmäßig gerichtete 
Veröffentlichung einer Liste der Werke 
und sonstigen Schutzgegenstände, deren 
Rechteinhaber nicht oder nicht vollständig 
ermittelt oder ausfindig gemacht werden 
konnten. 

 
 

Änderungsantrag 104 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 13 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
eine Verwertungsgesellschaft zwischen 
ihren Mitgliedern und Rechteinhabern, 
deren Rechte sie auf der Grundlage eines 
Vertretungsvertrags wahrnimmt, keine 
Unterscheidung insbesondere hinsichtlich 
der anwendbaren Tarife, 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
eine Verwertungsgesellschaft zwischen 
ihren Mitgliedern und Rechteinhabern, 
deren Rechte sie auf der Grundlage eines 
Vertretungsvertrags wahrnimmt, keine 
Unterscheidung insbesondere hinsichtlich 
der anwendbaren Tarife, 
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Verwaltungsgebühren und der 
Bedingungen für die Einziehung der 
Einnahmen und die Verteilung der den 
Rechteinhabern zustehenden Beträge 
vornimmt. 

Verwaltungsgebühren und der 
Bedingungen für die Einziehung der 
Einnahmen und die Verteilung der den 
Rechteinhabern zustehenden Beträge sowie 
der Abzüge für Verwaltungsgebühren 
nach Artikel 16 Buchstabe e vornimmt. 

 
 

Änderungsantrag 105 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 14 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Verwertungsgesellschaften ziehen 
von den Einnahmen aus den Rechten, die 
ihnen aus einem Vertretungsvertrag mit 
einer anderen Verwertungsgesellschaft 
zufließen, keine anderen Beträge als die 
Verwaltungsgebühren ab, es sei denn, die 
andere Verwertungsgesellschaft hat 
einem solchen Abzug ausdrücklich 
zugestimmt. 

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass Verwertungsgesellschaften von den 
Einnahmen aus den Rechten, die ihnen aus 
einem Vertretungsvertrag und aus den 
Erträgen aus den Anlagen dieser 
Einnahmen zufließen, ausschließlich 
angemessene Verwaltungsgebühren 
abziehen. 

 
 

Änderungsantrag 106 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 14 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Verwertungsgesellschaften verteilen 
regelmäßig, korrekt und mit der gebotenen 
Sorgfalt an die anderen 
Verwertungsgesellschaften die diesen 
zustehenden Beträge und zahlen sie ihnen 
aus. 

2. Die Verwertungsgesellschaften verteilen 
regelmäßig, korrekt, mit der gebotenen 
Sorgfalt und unverzüglich an die anderen 
Verwertungsgesellschaften die diesen 
zustehenden Beträge und zahlen sie ihnen 
aus. 

 

Änderungsantrag 107 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 15 – Überschrift 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Lizenzvergabe Lizenzvergabe und Bedingungen für die 
Nutzung von Rechten 

 
 

Änderungsantrag 108 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 15 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Verwertungsgesellschaften und Nutzer 
führen nach Treu und Glauben 
Verhandlungen über die Lizenzierung von 
Nutzungsrechten und tauschen dabei alle 
notwendigen Informationen über ihre 
jeweiligen Leistungen aus. 

1. Verwertungsgesellschaften und Nutzer 
führen nach Treu und Glauben 
Verhandlungen über die Lizenzierung von 
Nutzungsrechten. Sie tauschen alle 
notwendigen Informationen über ihre 
jeweiligen Leistungen aus. 

 

Änderungsantrag 109 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 15 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Lizenzbedingungen sind auf objektive 
Kriterien zu stützen, insbesondere in 
Bezug auf die Tarifgestaltung. 

Die Lizenzbedingungen sind auf objektive 
und diskriminierungsfreie Kriterien zu 
stützen. Verwertungsgesellschaften, die 
Lizenzen vergeben, sind nicht verpflichtet, 
sich bei der Lizenzierung einer anderen 
Art von Dienstleistung, insbesondere 
eines Online-Dienstes, auf eine mit einem 
Nutzer vereinbarte Lizenzierungsregelung 
zu stützen, wenn dieser eine neuartige 
Dienstleistung anbietet, die seit weniger 
als drei Jahren öffentlich erhältlich ist. 

 
 

Änderungsantrag 110 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 15 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Tarife für ausschließliche Rechte haben 
den Marktwert der Rechte und der von der 
Verwertungsgesellschaft erbrachten 
Leistungen widerzuspiegeln. 

Die Rechteinhaber erhalten eine 
angemessene Vergütung für die Nutzung 
der Rechte. Die Tarife werden aufgrund 
von objektiven Kriterien, die unter 
anderem der Art und dem Umfang der 
Nutzungsrechte Rechnung tragen, 
berechnet und stehen in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem 
Marktwert der Rechte. 

 
 

Änderungsantrag 111 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 15 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Bei der Vergabe oder Erneuerung von 
Lizenzen klären die 
Verwertungsgesellschaften den 
betroffenen Nutzer auf der Grundlage 
eines begründeten Beschlusses über die 
Berechnung der Tarife nach 
Unterabsatz 2 auf. 

 
 

Änderungsantrag 112 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 15 – Absatz 2 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Verwertungsgesellschaften antworten 
prompt auf Anfragen von Nutzern und 
teilen ihnen u. a. mit, welche Angaben sie 
für ein Lizenzangebot benötigen. Nach 
Eingang dieser Angaben teilen die 
Verwertungsgesellschaften den 
betreffenden Nutzern umgehend mit, ob 
alle erforderlichen Informationen 
vorliegen oder welche Angaben sie für 
das Lizenzangebot noch benötigen. Die 
Verwertungsgesellschaften bieten 
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entweder eine Lizenz an oder geben 
binnen 90 Tagen nach Erhalt des 
Lizenzantrags mit allen erforderlichen 
Angaben eine Erklärung ab, aus der 
hervorgeht, aus welchem Grund sie keine 
Lizenz für eine bestimmte Leistung 
vergeben werden. 

Begründung 

Sowohl Nutzern als auch Rechteinhabern sollte das Recht zustehen, von 
Verwertungsgesellschaften eine zügige Bearbeitung ihrer Lizenzanträge und eine zügige 
Ausstellung der Lizenzen zu verlangen. Von einer Verwertungsgesellschaft kann jedoch nur 
dann erwartet werden, dass sie einen Lizenzvorschlag erstellt, wenn der Nutzer alle dafür 
benötigten Informationen bereitgestellt hat, der wiederum über klare Angaben verfügen sollte, 
welche Informationen die Verwertungsgesellschaft benötigt. Außerdem kann eine 
Verwertungsgesellschaft nicht zur Lizenzvergabe für eine spezifische Leistung verpflichtet 
werden, da dies den Rechten der Rechteinhaber zuwiderlaufen würde. Die 
Verwertungsgesellschaft sollte jedoch zum Zweck der Information der Nutzer und – einer neuen 
Bestimmung unter Artikel 16 zufolge – der von der Verwertungsgesellschaft vertretenen 
Rechteinhaber verpflichtet sein, die Gründe für die Verweigerung einer Lizenz in einer 
begründeten Erklärung darzulegen. 
 

Änderungsantrag 113 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 15 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 15a 

 Verpflichtungen der Nutzer 

 1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
die Nutzer die in den Lizenzen und 
Verträgen mit den 
Verwertungsgesellschaften festgelegten 
Zahlungsziele beachten, damit die 
Verwertungsgesellschaften ihre eigenen 
Fristen für die Ausschüttungen an die 
Rechteinhaber einhalten können. 

 2. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
die Nutzer und Produzenten den 
Verwertungsgesellschaften, von denen sie 
eine Lizenz erworben bzw. mit denen sie 
einen Vertrag geschlossen haben, 
innerhalb der vereinbarten Fristen und in 
den vereinbarten Formaten regelmäßig 
und prompt alle ihnen zur Verfügung 
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stehenden genauen Angaben über die 
Nutzung der Rechte liefern, die die 
Gesellschaften für den Einzug der den 
von ihnen vertretenen Rechteinhabern 
zustehenden Einnahmen aus den Rechten 
benötigen. 

 
 

Änderungsantrag 114 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 15 b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 15b 

 Vertretungsverträge zwischen 
Verwertungsgesellschaften 

 Verwertungsgesellschaften sind 
berechtigt, mit anderen 
Verwertungsgesellschaften 
Vertretungsverträge im Bereich der 
Rechtewahrnehmung zu schließen, um 
die Verfahren zur Vergabe von Lizenzen 
an die Nutzer zu gleichen, 
diskriminierungsfreien und transparenten 
Bedingungen zu erleichtern, zu 
verbessern und zu vereinfachen und um 
Mehrgebietslizenzen insbesondere für 
Bereiche zu erteilen, die nicht zu den in 
Titel III genannten Bereichen zählen. 

 
 

Änderungsantrag 115 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 16 – Überschrift 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Information der Rechteinhaber über die 
Wahrnehmung ihrer Rechte 

Aufklärung der Mitglieder und durch die 
Verwertungsgesellschaft vertretenen 
Rechteinhaber über die Wahrnehmung 
ihrer Rechte 
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Änderungsantrag 116 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 16 – Einleitung 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
eine Verwertungsgesellschaft mindestens 
einmal jährlich für jeden Rechteinhaber, 
den sie vertritt, elektronisch Informationen 
bereitstellt über: 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
eine Verwertungsgesellschaft mindestens 
einmal jährlich für jeden Rechteinhaber, an 
den sie in dem betreffenden Zeitraum eine 
Zahlung leistet, und für jedes Mitglied, 
das sie vertritt, elektronisch Informationen 
bereitstellt über: 

 
 

Änderungsantrag 117 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 16 – Buchstabe e 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

e) die im betreffenden Zeitraum für 
Verwaltungsgebühren vorgenommenen 
Abzüge, 

e) die Höhe der Verwaltungsgebühren im 
betreffenden Zeitraum, die im 
betreffenden Zeitraum für 
Verwaltungsgebühren vorgenommenen 
Abzüge und die im betreffenden Zeitraum 
für die Begleichung von 
Verwaltungsgebühren verwendeten und 
an die Mitglieder ausgezahlten Erträge 
aus Anlagen, 

 
 

Änderungsantrag 118 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 16 – Buchstabe h a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ha) jede begründete Erklärung, die die 
Verwertungsgesellschaft nach Artikel 15 
Absatz 2 Buchstabe a abgibt, wenn sie die 
Lizenzvergabe für eine bestimmte 
Leistung verweigert. 
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Änderungsantrag 119 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 16 – Absatz 1 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Die Mitglieder einer 
Verwertungsgesellschaft übermitteln 
dieser innerhalb einer angemessenen 
Frist genaue Angaben zur möglichen 
Nutzung des Werks, um den 
reibungslosen Geschäftsbetrieb der 
Gesellschaft zu ermöglichen. 

 
 

Änderungsantrag 120 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 16 – Absatz 1 b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1b. Die Verwertungsgesellschaften stellen 
den von ihnen vertretenen 
Rechteinhabern die in Absatz 1 
genannten Angaben zur Verfügung, wenn 
diese Rechteinhaber dies beantragen. 

 
 

Änderungsantrag 121 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 18 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 18 entfällt 

Information der Rechteinhaber, 
Mitglieder, anderer 

Verwertungsgesellschaften und Nutzer 
auf Anfrage 

 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die Verwertungsgesellschaften ohne 
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ungebührliche Verzögerung auf Anfrage 
eines von ihnen vertretenen 
Rechteinhabers, einer von ihnen auf der 
Grundlage eines Vertretungsvertrags 
vertretenen Verwertungsgesellschaft oder 
eines Nutzers elektronisch Informationen 
bereitstellen über: 

a) Standardlizenzverträge und 
anwendbare Tarife, 

 

b) das Repertoire und die von ihnen 
wahrgenommenen Rechte sowie die 
erfassten Mitgliedstaaten, 

 

c) die von ihnen geschlossenen 
Vertretungsverträge einschließlich 
Angaben zu den jeweils beteiligten 
Verwertungsgesellschaften, zum 
vertretenen Repertoire und zum 
räumlichen Geltungsbereich. 

 

2. Darüber hinaus stellen die 
Verwertungsgesellschaften auf Anfrage 
eines Rechteinhabers oder einer 
Verwertungsgesellschaft alle 
Informationen über Werke bereit, deren 
Rechteinhaber nicht oder nicht 
vollständig ermittelt wurden, 
einschließlich – falls bekannt – den Titel 
des Werks, den Namen des Urhebers, den 
Namen des Verlegers und sonstige 
sachdienliche Informationen, die zur 
Ermittlung der Rechteinhaber 
erforderlich sein könnten. 

 

 
 

Änderungsantrag 122 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) die Liste der Personen gemäß Artikel 9, c) eine Liste der Personen, die die 
Geschäfte der Gesellschaft führen, 

 

Änderungsantrag 123 

Vorschlag für eine Richtlinie 
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Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe d 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

d) die Regeln für die Verteilung der den 
Rechteinhabern zustehenden Beträge, 

d) die allgemeinen Regeln für die 
Verteilung der den Rechteinhabern 
zustehenden Beträge, 

 

Änderungsantrag 124 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe e 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

e) die Bestimmungen zu den 
Verwaltungsgebühren, 

e) die Bestimmungen zu den 
Verwaltungsgebühren und zu den 
Einnahmen aus den Erträgen ihrer 
Anlagen, 

 
 

Änderungsantrag 125 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe f 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

f) die Regeln für andere Abzüge von den 
Einnahmen aus den Rechten als 
Verwaltungsgebühren, einschließlich 
Abzüge für soziale, kulturelle und 
Bildungsleistungen, 

f) die Regeln für andere Abzüge von den 
Einnahmen aus den Rechten als 
Verwaltungsgebühren, einschließlich der 
Abzüge, die nach einzelstaatlichem Recht 
vorgeschrieben sind, und der Abzüge für 
soziale, kulturelle und Bildungsleistungen, 

 

Änderungsantrag 126 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe f a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 fa) die allgemeinen Regeln für die 
Verwendung der Beträge im Sinne von 
Artikel 12 Absatz 2, 
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Änderungsantrag 127 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe g a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ga) Standardlizenzverträge und gültige 
Tarife, 

 
 

Änderungsantrag 128 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe g b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 gb) das Repertoire und die von ihnen 
wahrgenommenen Rechte sowie die 
erfassten Mitgliedstaaten, 

 
 

Änderungsantrag 129 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe g c (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 gc) die von ihnen geschlossenen 
Vertretungsverträge, einschließlich 
Angaben zu den jeweils beteiligten 
Verwertungsgesellschaften, zum 
vertretenen Repertoire und zum 
räumlichen Geltungsbereich, 

 
 

Änderungsantrag 130 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe g d (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 gd) alle Angaben zu Werken, deren 
Rechteinhaber nicht oder nicht 
vollständig ermittelt wurden, soweit 
bekannt, darunter der Titel des Werks, der 
Name des Urhebers, der Name des 
Verlegers und sonstige bekannte 
sachdienliche Informationen, die zur 
Ermittlung der Rechteinhaber 
erforderlich sein könnten. 

 
 

Änderungsantrag 131 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 20 – Absatz 5 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Die Mitgliedstaaten können 
beschließen, dass Nummer 1 
Buchstaben a, f und g des Anhangs I 
nicht für eine Verwertungsgesellschaft 
gilt, die zum Bilanzstichtag die 
Grenzwerte von zwei der drei folgenden 
Kriterien nicht überschreitet: 

entfällt 

a) Bilanzsumme: EUR 350 000;  

b) Nettoumsatz: EUR 700 000;  

c) durchschnittliche Zahl der 
Beschäftigten während des 
Geschäftsjahres: zehn. 

 

 

Änderungsantrag 132 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 21 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die Beachtung dieser Bestimmungen 
durch die Verwertungsgesellschaften von 
den in Artikel 39 genannten zuständigen 
Behörden wirksam überprüft werden 

entfällt 
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kann. 

 

Änderungsantrag 133 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 22 – Absatz 2 – Buchstabe d 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

d) Berücksichtigung etwaiger Änderungen 
der unter Buchstabe a aufgeführten 
Informationen ohne ungebührliche 
Verzögerung; 

d) Berücksichtigung etwaiger Änderungen 
der unter Buchstaben a und b aufgeführten 
Informationen ohne ungebührliche 
Verzögerung; 

 

Änderungsantrag 134 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 23 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Verwertungsgesellschaften, die 
Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 
Musikwerken vergeben, übermitteln den 
Anbietern von Online-Musikdiensten, den 
Rechteinhabern und anderen 
Verwertungsgesellschaften auf 
elektronischem Wege aktuelle 
Informationen, anhand deren das Online-
Musikrepertoire, das sie vertreten, 
zugeordnet werden kann. Die 
Informationen umfassen die Musikwerke, 
Rechte - in ihrer Gesamtheit oder einzeln 
– und Mitgliedstaaten, soweit sie von 
ihrem Wahrnehmungsauftrag erfasst sind. 

1. Verwertungsgesellschaften, die 
Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 
Musikwerken vergeben, übermitteln den 
Anbietern von Online-Musikdiensten, den 
Mitgliedern und anderen 
Verwertungsgesellschaften auf 
elektronischem Wege aktuelle 
Informationen, anhand deren das Online-
Musikrepertoire, das sie vertreten, 
zugeordnet werden kann. Die 
Informationen umfassen: 

 a) die Musikwerke, insbesondere die 
Namen der Künstler und die Titel der 
Aufnahmen, 

 b) die Rechte, soweit sie von ihrem 
Wahrnehmungsauftrag vollständig oder 
teilweise erfasst sind, und 

 c) die Mitgliedstaaten, soweit sie von 
ihrem Wahrnehmungsauftrag erfasst sind. 

 

(Das Ende von Artikel 23 Absatz 1 im Kommissionstext wurde zu den Buchstaben a bis c in 
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dem durch das Parlament geänderten Text.) 

 

Änderungsantrag 135 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 23 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Verwertungsgesellschaften können 
vertretbare Maßnahmen zur 
Gewährleistung der Korrektheit und 
Integrität der Daten, zur Kontrolle der 
Weiterverwendung und zum Schutz 
personenbezogener Daten und 
wirtschaftlich sensibler Informationen 
ergreifen. 

entfällt 

 
 

Änderungsantrag 136 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 24 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Verwertungsgesellschaften, die 
Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 
Musikwerken vergeben, müssen über 
Verfahren verfügen, die es den 
Rechteinhabern und anderen 
Verwertungsgesellschaften ermöglichen, 
die Daten, auf die in Artikel 22 Absatz 2 
Bezug genommen wird, oder die gemäß 
Artikel 23 vorgelegten Informationen zu 
beanstanden, wenn diese Rechteinhaber 
und Verwertungsgesellschaften Grund zu 
der Annahme haben, dass die Daten oder 
Informationen zu ihren Online-
Nutzungsrechten an Musikwerken nicht 
korrekt sind. Ist die Beanstandung 
hinreichend begründet, sorgt die 
betreffende Verwertungsgesellschaft dafür, 
dass die Informationen ohne ungebührliche 
Verzögerung berichtigt werden. 

1. Verwertungsgesellschaften, die 
Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 
Musikwerken vergeben, müssen über 
Verfahren verfügen, die es den 
Rechteinhabern, anderen 
Verwertungsgesellschaften und Nutzern 
ermöglichen, die Daten, auf die in 
Artikel 22 Absatz 2 Bezug genommen 
wird, oder die gemäß Artikel 23 
vorgelegten Informationen zu beanstanden, 
wenn diese Rechteinhaber, 
Verwertungsgesellschaften und Nutzer 
Grund zu der Annahme haben, dass die 
Daten oder Informationen zu ihren Online-
Nutzungsrechten an Musikwerken nicht 
korrekt sind. Ist die Beanstandung 
hinreichend begründet, sorgt die 
betreffende Verwertungsgesellschaft dafür, 
dass die Daten oder Informationen ohne 
ungebührliche Verzögerung berichtigt 
werden. 
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Änderungsantrag 137 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 25 – Absatz 5 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 5a. Die Kommission kann im Wege eines 
Durchführungsrechtsakts 
Standardformulare für die in Absatz 2 
genannten Meldemethoden und für die in 
Absatz 3 genannten Rechnungsformate 
festlegen. Diese Durchführungsrechtsakte 
werden gemäß dem in Artikel 41b 
Absatz 2 genannten Prüfverfahren 
erlassen. 

 
 

Änderungsantrag 138 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 28 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Verwertungsgesellschaft, die den 
Auftrag erteilt hat, informiert ihre 
Mitglieder über die Laufzeit des Vertrags, 
die Kosten der Dienstleistungen, mit denen 
die andere Verwertungsgesellschaft 
beauftragt wurde, und sonstige erhebliche 
Vertragsbedingungen. 

2. Die Verwertungsgesellschaft, die den 
Auftrag erteilt hat, informiert die 
Rechteinhaber über die Laufzeit des 
Vertrags, die Kosten der Dienstleistungen, 
mit denen die andere 
Verwertungsgesellschaft beauftragt wurde, 
und sonstige erhebliche 
Vertragsbedingungen. 

 
 

Änderungsantrag 139 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 28 – Absatz 3 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 3a. Die Mitgliedstaaten fördern 
gegebenenfalls zu den gleichen 
Bedingungen die Zusammenarbeit 
zwischen Verwertungsgesellschaften in 
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den Bereichen Wahrnehmung und 
Verwaltung von Rechten sowie 
Lizenzvergabe. 

 
 

Änderungsantrag 140 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 29 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Verwertungsgesellschaften, an die ein 
solcher Antrag gerichtet wird und die 
bereits Mehrgebietslizenzen für die gleiche 
Kategorie von Online-Rechten an 
Musikwerken aus dem Repertoire einer 
oder mehrerer anderer 
Verwertungsgesellschaften vergeben oder 
anbieten, müssen den Antrag annehmen. 

Die Verwertungsgesellschaften, an die ein 
solcher Antrag gerichtet wird und die 
bereits Mehrgebietslizenzen für die gleiche 
Kategorie von Online-Rechten an 
Musikwerken aus dem Repertoire einer 
oder mehrerer anderer 
Verwertungsgesellschaften vergeben oder 
anbieten, müssen den Antrag innerhalb 
eines Monats nach Eingang annehmen. 

 
 

Änderungsantrag 141 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 29 – Absatz 2 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Für das Angebot 
länderübergreifender Lizenzen für das 
Repertoire der antragstellenden 
Verwertungsgesellschaft und die 
Verwaltung dieses Repertoires durch die 
Verwertungsgesellschaft, an die ein 
solcher Antrag gerichtet wird, gelten die 
gleichen Bedingungen wie für deren 
eigenes Repertoire. 

 

Änderungsantrag 142 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 30 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 
Rechteinhaber, die eine 
Verwertungsgesellschaft mit der 
Wahrnehmung ihrer Online-Rechte an 
Musikwerken betraut haben, selbst, über 
eine andere Verwertungsgesellschaft, die 
die Anforderungen dieses Titels erfüllt, 
oder über einen ermächtigten Dritten 
entsprechende Mehrgebietslizenzen 
erteilen können, wenn ein Jahr nach Ablauf 
der Frist für die Umsetzung dieser 
Richtlinie die beauftragte 
Verwertungsgesellschaft keine solche 
Mehrgebietslizenz vergibt oder anbietet 
und keiner anderen 
Verwertungsgesellschaft erlaubt hat, diese 
Rechte wahrzunehmen. Die 
Verwertungsgesellschaft, die keine 
Mehrgebietslizenzen vergibt oder anbietet, 
erteilt weiterhin Lizenzen für Online-
Rechte an Musikwerken dieser 
Rechteinhaber für das Hoheitsgebiet des 
Mitgliedstaats ihrer Niederlassung oder 
bietet dies weiterhin an, es sei denn, der 
Rechteinhaber beendet den 
Wahrnehmungsauftrag. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 
Rechteinhaber, die eine 
Verwertungsgesellschaft mit der 
Wahrnehmung ihrer Online-Rechte an 
Musikwerken betraut haben, den von 
ihnen erteilten Wahrnehmungsauftrag in 
Bezug auf ihre Rechte vollständig oder 
teilweise beenden können, um selbst, über 
eine andere Verwertungsgesellschaft, die 
die Anforderungen dieses Titels erfüllt, 
oder über einen ermächtigten Dritten 
entsprechende Mehrgebietslizenzen 
erteilen zu können, wenn ein Jahr nach 
Ablauf der Frist für die Umsetzung dieser 
Richtlinie die beauftragte 
Verwertungsgesellschaft keine solchen 
Mehrgebietslizenzen vergibt oder anbietet 
und keiner anderen 
Verwertungsgesellschaft erlaubt hat, diese 
Rechte wahrzunehmen. 

 

Änderungsantrag 143 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 31 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 18 Absatz 1 Buchstaben a und c, 
Artikel 22 bis 27 sowie Artikel 32 und 36 
gelten auch für Gesellschaften oder 
Vereinigungen, die vollständig oder 
teilweise im Besitz einer 
Verwertungsgesellschaft sind und 
Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 
Musikwerken anbieten oder vergeben. 

Artikel 21 bis 30 und Artikel 35 Absatz 1 
Buchstabe a gelten auch für 
Gesellschaften, die sich vollständig oder 
teilweise im Eigentum einer 
Verwertungsgesellschaft befinden oder 
direkt oder indirekt von einer solchen 
beherrscht werden und 
Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 
Musikwerken anbieten oder vergeben. 
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Änderungsantrag 144 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 34 – Überschrift 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Streitbeilegungsverfahren für Mitglieder 
und Rechteinhaber 

Beschwerdeverfahren 

 

Änderungsantrag 145 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 34 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die Verwertungsgesellschaften für ihre 
Mitglieder und die Rechteinhaber 
wirksame Verfahren für die zügige 
Bearbeitung von Beschwerden und für die 
Streitbeilegung vorsehen, insbesondere in 
Bezug auf den Wahrnehmungsauftrag, die 
vollständige oder teilweise Beendigung des 
Wahrnehmungsauftrags, die 
Mitgliedschaftsbedingungen, die 
Einziehung der den Rechteinhabern 
zustehenden Beträge, die Abzüge und 
Ausschüttungen. 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die Verwertungsgesellschaft für ihre 
Mitglieder, die Rechteinhaber und 
Verwertungsgesellschaften, in deren 
Namen sie im Rahmen eines 
Wahrnehmungsauftrags Rechte 
wahrnehmen, wirksame Verfahren für die 
zügige Bearbeitung von Beschwerden und 
für die Streitbeilegung vorsehen, 
insbesondere in Bezug auf den 
Wahrnehmungsauftrag, die vollständige 
oder teilweise Beendigung des 
Wahrnehmungsauftrags, die 
Mitgliedschaftsbedingungen, die 
Einziehung der den Rechteinhabern 
zustehenden Beträge, die Abzüge und 
Ausschüttungen. 

 

Änderungsantrag 146 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 34 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Verwertungsgesellschaften 
reagieren schriftlich auf Beschwerden von 
Mitgliedern oder Rechteinhabern. Die 
Zurückweisung einer Beschwerde durch 
die Verwertungsgesellschaft ist zu 
begründen. 

2. Die Verwertungsgesellschaften 
reagieren schriftlich auf Beschwerden von 
Mitgliedern, Rechteinhabern oder 
Verwertungsgesellschaften, in deren 
Namen sie im Rahmen eines 
Wahrnehmungsauftrags Rechte 
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wahrnehmen. Die Zurückweisung einer 
Beschwerde durch die 
Verwertungsgesellschaft ist zu begründen. 

 

Änderungsantrag 147 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 34 – Absatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Parteien dürfen nicht daran 
gehindert werden, zur Geltendmachung 
oder Verteidigung ihrer Rechte den 
Rechtsweg zu beschreiten. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 148 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 35 – Überschrift 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Streitbeilegungsverfahren für Nutzer Alternative Streitbeilegung  

 

Änderungsantrag 149 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 35 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
ein Gericht oder gegebenenfalls eine 
unabhängige, unparteiische 
Streitbeilegungsstelle mit Streitigkeiten 
zwischen Verwertungsgesellschaften und 
Nutzern über geltende oder 
vorgeschlagene Lizenzbedingungen, 
Tarife und die Ablehnung von 
Lizenzanträgen befasst werden kann. 

1. Die Mitgliedstaaten können vorsehen, 
dass bei Streitigkeiten zwischen 
Verwertungsgesellschaften, Mitgliedern 
der Verwertungsgesellschaften, 
Rechteinhabern oder Nutzern über die zur 
Umsetzung dieser Richtlinie erlassenen 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften ein 
rasches, unabhängiges und 
unparteiisches alternatives 
Streitbeilegungsverfahren durchzuführen 
ist. 
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Änderungsantrag 150 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 35 – Absatz 1 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Die Mitgliedstaaten tragen dafür 
Sorge, dass für die Zwecke des Titels III 
bei Streitigkeiten im Zusammenhang mit 
der Vergabe oder dem Angebot von 
Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte 
an Musikwerken durch 
Verwertungsgesellschaften in folgenden 
Fällen ein unabhängiges und 
unparteiisches alternatives 
Streitbeilegungsverfahren durchgeführt 
werden kann: 

 a) Streitigkeiten mit einem tatsächlichen 
oder potenziellen Anbieter eines Online-
Musikdienstes über die Anwendung der 
Artikel 15, 22, 23, 24 und 25, 

 b) Streitigkeiten mit einem oder mehreren 
Rechteinhabern über die Anwendung der 
Artikel 22 bis 26 und der Artikel 28 bis 30, 

 c) Streitigkeiten mit einer anderen 
Verwertungsgesellschaft über die 
Anwendung der Artikel 24, 25, 26, 28 und 
29. 

 

Änderungsantrag 151 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 35 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Auch wenn zur Erfüllung der Pflicht 
gemäß Absatz 1 eine unabhängige, 
unparteiische Streitbeilegungsstelle mit 
der Streitbeilegung befasst wird, darf den 
Parteien zur Geltendmachung oder 
Verteidigung ihrer Rechte der Rechtsweg 
nicht verwehrt werden. 

entfällt 
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Änderungsantrag 152 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 36 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 36 entfällt 

Alternative Streitbeilegung  

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
für die Zwecke des Titels III die folgenden 
Streitigkeiten einer 
Verwertungsgesellschaft, die 
Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte 
an Musikwerken vergibt oder anbietet, an 
eine unabhängige, unparteiische Stelle 
zur alternativen Streitbeilegung verwiesen 
werden können: 

 

a) Streitigkeiten mit einem tatsächlichen 
oder potenziellen Anbieter eines Online-
Musikdienstes über die Anwendung der 
Artikel 22, 23 und 25; 

 

b) Streitigkeiten mit einem oder mehreren 
Rechteinhabern über die Anwendung der 
Artikel 22 bis 26 und der Artikel 28 bis 
30; 

 

c) Streitigkeiten mit einer anderen 
Verwertungsgesellschaft über die 
Anwendung der Artikel 24, 25, 26, 28 und 
29. 

 

2. Die Verwertungsgesellschaften 
informieren die betroffenen Parteien über 
die alternativen Streitbeilegungsverfahren 
gemäß Absatz 1. 

 

3. Die Verfahren gemäß den Absätzen 1 
und 2 schließen den Rechtsweg zur 
Geltendmachung oder Durchsetzung von 
Rechten nicht aus. 

 

 

Änderungsantrag 153 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 36 a (neu) – Absatz 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 36a 

 Streitbeilegung 

 1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
ein Gericht oder eine unabhängige, 
unparteiische Streitbeilegungsstelle mit 
einschlägigen Kenntnissen im Recht des 
geistigen Eigentums mit Streitigkeiten 
zwischen Verwertungsgesellschaften und 
Nutzern, unter anderem über geltende 
oder vorgeschlagene Lizenzbedingungen, 
Tarife, die Berechnung von Tarifen und 
die Ablehnung von Lizenzanträgen 
befasst werden kann. 

 
 

Änderungsantrag 154 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 36 a (neu) – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2. Die Mitgliedstaaten regeln in ihren 
einschlägigen Rechtsvorschriften zur 
Streitbeilegung, dass die Nutzer einen 
vorläufig gültigen Tarif auf einem 
Treuhandkonto hinterlegen müssen, bis 
ein Gericht oder eine andere 
Streitbeilegungsstelle eine endgültige, 
rechtskräftige Entscheidung über den 
streitigen Tarif getroffen hat. 

 

Änderungsantrag 155 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 36 a (neu) – Absatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 3. Die Artikel 34 und 35 sowie Artikel 36a 
Absatz 1 schließen den Rechtsweg zur 
Durchsetzung und Geltendmachung ihrer 
Rechtansprüche nicht aus. 
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Änderungsantrag 156 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 37 – Überschrift 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Beschwerden Einhaltung dieser Richtlinie 

 

Änderungsantrag 157 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 37 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
den Mitgliedern einer 
Verwertungsgesellschaft, den 
Rechteinhabern, Nutzern oder sonstigen 
Betroffenen Verfahren zur Verfügung 
stehen, mit denen sie bei den zuständigen 
Behörden Beschwerde im 
Zusammenhang mit den unter diese 
Richtlinie fallenden Tätigkeiten der 
Verwertungsgesellschaften einlegen 
können. 

1. Die Mitgliedstaaten benennen die 
Behörden, die darüber wachen, dass die 
in ihrem Hoheitsgebiet niedergelassenen 
Verwertungsgesellschaften die 
einzelstaatlichen Bestimmungen zur 
Umsetzung dieser Richtlinie einhalten. 

 

Änderungsantrag 158 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 37 – Absatz 1 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass den Mitgliedern einer 
Verwertungsgesellschaft, den 
Rechteinhabern, den von dieser Richtlinie 
betroffenen Verwertungsgesellschaften, 
Nutzern und sonstigen Betroffenen 
Verfahren zur Verfügung stehen, mit 
denen sie bei den zuständigen Behörden 
Beschwerde im Zusammenhang mit den 
unter diese Richtlinie fallenden 
Tätigkeiten von 
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Verwertungsgesellschaften einlegen 
können. 

 

Änderungsantrag 159 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 37 – Absatz 1 b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1b. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
ihre zuständigen Behörden bei Verstößen 
gegen die innerstaatlichen Bestimmungen 
zur Umsetzung dieser Richtlinie geeignete 
Verwaltungssanktionen verhängen und 
geeignete Maßnahmen ergreifen und 
durchsetzen können. Die Sanktionen und 
Maßnahmen müssen wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein.  

 Die Mitgliedstaaten teilen der 
Kommission spätestens am [Datum] diese 
Regelung mit und unterrichten sie 
unverzüglich über alle späteren 
Änderungen an ihr. 

 

Änderungsantrag 160 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 37 – Absatz 1 c (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1c. Die Mitgliedstaaten geben der 
Kommission spätestens am [Datum] den 
Namen der in den Artikeln 15, 21, 37 und 
40 genannten zuständigen Behörden 
bekannt. 

 

Änderungsantrag 161 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 37 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Mitgliedstaaten treffen die entfällt 
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erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die 
Beschwerdeverfahren gemäß Absatz 1 von 
der Behörde durchgeführt werden, die für 
die Einhaltung der nach dieser Richtlinie 
erlassenen innerstaatlichen 
Bestimmungen zuständig ist. 

 

Änderungsantrag 162 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 38 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 38 entfällt 

Sanktionen und Maßnahmen  

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
ihre zuständigen Behörden bei Verstößen 
gegen die innerstaatlichen Bestimmungen 
zur Umsetzung dieser Richtlinie geeignete 
Verwaltungssanktionen verhängen und 
Verwaltungsmaßnahmen ergreifen und 
durchsetzen können. Diese Sanktionen 
und Maßnahmen müssen wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein. 

 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der 
Kommission spätestens am [Datum] die in 
Absatz 1 genannte Regelung mit und 
unterrichten sie unverzüglich über alle sie 
betreffenden späteren Änderungen. 

 

 

Änderungsantrag 163 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 39 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten geben der Kommission 
spätestens am [Datum] die in den 
Artikeln 21, 37, 38 und 40 genannten 
zuständigen Behörden bekannt. 

Die Mitgliedstaaten geben der Kommission 
spätestens am [Datum] die in den Artikeln 
15, 21, 37 und 40 genannten zuständigen 
Behörden bekannt. Die Kommission 
veröffentlicht diese Angaben auf ihrer 
Website. 
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Änderungsantrag 164 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 39 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission veröffentlicht die 
diesbezüglichen Angaben auf ihrer 
Website. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 165 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 40 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die in Artikel 39 genannten zuständigen 
Behörden die Einhaltung der 
Bestimmungen des Titels III durch die in 
ihrem Hoheitsgebiet niedergelassenen 
Verwertungsgesellschaften bei der Vergabe 
von Mehrgebietslizenzen für die Online-
Nutzung von Musikwerken kontinuierlich 
kontrollieren. 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die in Artikel 39 genannten zuständigen 
Behörden die Einhaltung der 
Bestimmungen des Titels III durch die in 
ihrem Hoheitsgebiet niedergelassenen 
Verwertungsgesellschaften bei der Vergabe 
von Mehrgebietslizenzen für die Online-
Nutzung von Musikwerken kontrollieren. 

 
 

Änderungsantrag 166 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 41 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Spätestens [5 Jahre nach Ablauf der 
Umsetzungsfrist (Datum)] bewertet die 
Kommission die Anwendung dieser 
Richtlinie und legt dem Europäischen 
Parlament sowie dem Rat einen Bericht 
über die Anwendung dieser Richtlinie, 
über ihre Auswirkungen, was 
länderübergreifende Dienste und die 
kulturelle Vielfalt anbelangt, sowie 
erforderlichenfalls über die Notwendigkeit 
einer Überarbeitung vor. Gegebenenfalls 
legt die Kommission ihren Bericht 

Spätestens [5 Jahre nach Ablauf der 
Umsetzungsfrist (Datum)] bewertet die 
Kommission die Anwendung dieser 
Richtlinie und legt dem Europäischen 
Parlament sowie dem Rat einen Bericht 
über die Anwendung dieser Richtlinie, 
über ihre Auswirkungen, was 
länderübergreifende Dienste und die 
kulturelle Vielfalt anbelangt, sowie 
erforderlichenfalls über die Notwendigkeit 
einer Überarbeitung vor. Aufgrund des 
Berichts wird bewertet, wie sich die 
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gemeinsam mit einem Legislativvorschlag 
vor. 

Umsetzung dieser Richtlinie finanziell 
auswirkt und welche Möglichkeiten 
bestehen, um den 
Verwertungsgesellschaften bei Bedarf 
Finanzmittel zur Verfügung zu stellen. 
Gegebenenfalls legt die Kommission ihren 
Bericht gemeinsam mit einem 
Legislativvorschlag vor. 

 

Änderungsantrag 167 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 41 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 41a 

 Schutz personenbezogener Daten 

 Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten im Zusammenhang mit der 
Durchführung dieser Richtlinie erfolgt 
nach Maßgabe der Richtlinie 95/46/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
und zum freien Datenverkehr1. 

 ______________ 

 1 ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31 

 

Änderungsantrag 168 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 41 b (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 41b 

 Ausschussverfahren 

 1. Die Kommission wird von einem 
Ausschuss unterstützt. Dieser Ausschuss 
ist ein Ausschuss im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

 2. Wird auf diesen Absatz Bezug 
genommen, gilt Artikel 5 der Verordnung 
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(EU) Nr. 182/2011. 

 

Änderungsantrag 169 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 42 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten erlassen die 
erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, um dieser 
Richtlinie spätestens [zwölf Monate nach 
ihrem Inkrafttreten] nachzukommen. Sie 
teilen der Kommission unverzüglich den 
Wortlaut dieser Vorschriften mit. 

Die Mitgliedstaaten erlassen die 
erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, um dieser 
Richtlinie spätestens [18 Monate nach 
ihrem Inkrafttreten] nachzukommen. Sie 
teilen der Kommission unverzüglich den 
Wortlaut dieser Vorschriften mit. 

 
 
 
 


